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Quellenangabe  der  Tabellen. 

Die  Tabelle  der  tunesischen  Ausfuhrzölle  wurde  für  1881 
und  1898  nach  den  Angaben  der  »Annales  du  commerce  ex- 
terieur.  Etats  barbaresques ;  legisl.  com.  Nr.  8«  und  derselben 
Annalen,  Nummern  über  »Tunisie,  legisl.  com.«  angefertigt; 
für  1908  nach  dem  »l'Indicateur  tunisien  1908.« 

Tabelle  I  u.  II  (A)  sind  dem  »Bulletin  de  statistique  et 
de  legisl.  comp.«  Jahrg.  1895,  38.  Bd.  pag.  68  entnommen. 

Tab.  II  (B),  III  u.  IV  sind  aus  »Statistique  commerciale 
de  la  Tunisie  1885 — 1891«  zusammengestellt.  Detaillierte  An- 
gaben über  den  tunesischen  auswärtigen  Handelsverkehr,  d. 
h.  nach  Warenkategorien,  nach  Herkunfts-  bzw.  Bestimmungs- 
ländern gibt  es  nur  von  1885,  vollständigere  von  1886  ab. 
Dieselben  sind  in  der  oben  genannten  »Statistique  com.«  ver- 
öffentlicht. Die  tunesische  Zolldirektion,  welche  dieses  Werk 
herausgab,  hat  sich  im  Jahr  1893  die  Mühe  genommen,  das 
vorhandene  statistische  Material  nach  gregorianischer  Zeit- 
rechnung und  in  der  französischen  Gewichts-  und  Münzeinheit 
umzurechnen. 

Die  Tabellen  V — XIV  incl.  wurden  zu  einem  geringen 
Teil  direkt  den  Quellen  entnommen,  meist  erst  daraus  zu- 
sammengestellt und  berechnet,  und  zwar  aus  den  Jahresbe- 
richten des  französischen  Ministers  des  Äusseren  über  die  Lage 
Tunesiens,  der  »Statistique  commerciale  de  la  Tunisie  1885 — 
1906«,  den  »Documents  statistiques  sur  le  commerce  de  la  Tu- 
nisie«, 1907  und  08,  dem  »Journal  officiel«. 


Vorbemerkung. 


Die  Zölle  spielten  in  den  Handelsbeziehungen  zwischen 
Frankreich  und  Tunesien  vor  der  Errichtung  des  französischen 
Protektorats  (1881)  keineswegs  die  erste  Rolle.  Solange  die 
Barbareskenstaaten  nach  freier  Lust  Seeräuberei  betreiben 
konnten,  also  bis  zur  Einnahme  Algiers  (1830),  musste  das 
mehr  oder  weniger  häufige  Erscheinen  französischer  Fregatten 
in  der  Hauptsache  die  Handelsbeziehungen  regeln.  Die  Mittel 
der  Handelspolitik  waren  also  gewaltsame. 

Seit  der  Besitznahme  Algiers  findet  die  französische 
Handelspolitik  schon  nicht  mehr  in  der  Anwendung  von 
Waffengewalt  ihre  Hauptstütze.  Die  Staatsanleihe  tritt  in  den 
Vordergrund  und  ist  der  Hauptagent  für  die  Anbahnung 
besseren  Handelsverkehrs  zwischen  Frankreich  und  Tunesien. 

Da  die  Zölle  in  der  Periode  vor  der  Okkupation  —  dem 
ersten  kleinen  Abschnitt  unserer  Abhandlung  —  nur  einen 
nebensächlichen  Einfluss  ausüben,  nehmen  wir  sie  hier  nicht  als 
Ausgangspunkt,  sondern  betrachten  die  Entwicklung  der  Han- 
delsbeziehungen zwischen  den  beiden  Ländern  unter  dem  Ein- 
fluss aller  in  Frage  kommenden  Faktoren.  Daraus  wird  sich 
ergeben,  dass  den  Zöllen  nur  eine  untergeordnete  Bedeutung 
zufällt. 

Erst  seit  der  Besitzergreifung  Tunesiens  —  wo  der  zweite, 
wichtigere  Abschnitt  der  Abhandlung  einsetzt  —  richtet  man 
das  Hauptaugenmerk  auf  die  sichere,  gesetzliche  Basis  der 
Handelsbeziehungen,  die  Zölle.  Nicht  nur  der  tunesische  Ge- 
setzgeber, der  Bey,  errichtet  solche  speziell  zu  Gunsten  Frank- 
reichs, auch  letzteres  selbst  an  seiner  französischen  Zoll- 
grenze; diese  Zölle  sind  im  folgenden  als  »tunesisch-französi- 
sche« Zölle  bezeichnet.  —  Freilich  könnte  man  die,  welche 
wir  rein  »tunesische«  nennen  werden,  seit  der  Okkupation  auch 
tunesisch-französische  in  dem  Sinne  heissen,  dass  sie  vom  Re- 
präsentanten Frankreichs  in  Tunis  inspiriert  sind.  Für  die  Be- 

Bertrand,  Zollpolitische  Verhältnisse.  1 
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griffe  »tunesische«  und  »tunesisch-französische«  Zölle  ist  jedoch 
das  unterscheidende  Merkmal  nicht  in  einer  zweideutigen  Ur- 
heberschaft, sondern  in  der  örtlichen  Geltung  zu  suchen.  — 
Für  den  Zeitraum  von  1881  an  sind  die  Zölle  der  Mittelpunkt 
der  Betrachtung;  sie  sind  seit  diesem  Zeitpunkt  die  Grund- 
lage für  die  Entwicklung  der  tunesisch-französischen  Handels- 
beziehungen. 


1.  Abschnitt; 
Zeitraum  vor  der  Okkupation  Tunesiens. 


1.  Kapitel: 

Die  handelspolitischen  Beziehungen  Tunesiens  zn  Frankreich 
yor  der  Eroberung  Algiers  (1228—1830). 


§  1.    Von  Anfang  des  13.   Jahrhunderts  bis 
Richelieu;  den   französischen  Handel  mit 
Tunesien  treibt   in   der  Hauptsache 
Marseille. 

Die  Handelsbeziehungen  des  mohammedanischen  Tu- 
nesiens zu  Europa  im  allgemeinen  gestalteten  sich  etwas 
besser  und  regelmässiger  als  die  des  übrigen  afrikanischen 
Mag'rib.  Der  religiöse  Fanatismus  trennte  das  christliche 
Europa  von  den  mohammedanischen  Ländern  zu  sehr,  als 
dass  man  freiwillig  die  gegenseitigen  Beziehungen  auf  Ver- 
tragswege geregelt  hätte.  Der  Stärkere  erzwang  gewöhnlich 
die  Verträge,  die  die  Form  von  Waffenstillständen  und  Kapi- 
tulationen*) annahmen. 

Seit  dem  Bestehen  der  Barbareskenstaaten  bis  zur  Zeit 
Richelieu' s  kannten  die  Tunesier  von  Frankreich  kaum  mehr 
als  die  ihnen  gegenüberliegende  Küste,  die  Provence,  und 
massen,  abgesehen  von  der  französischen  Kriegsmacht,  nur 
den  Rhedern  von  Marseille  Bedeutung  bei.  Mit  Richelieu,  der 
seinen  ganzen  persönlichen  Einfluss  auf  intensive  Entfaltung 

*)  Kapitulationen  sind  Verträge,  die  ein  christlicher  mit  einem  nicht- 
christlichen  (speziell  mohammedanischen)  Staat  zum  Schutz  der  in  letzterem 
wohnenden  Staatsangehörigen  oder  Christen  überhaupt  abschließt. 

1* 
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der  Marine,  Gründung  von  Kolonien,  Ausdehnung  des  fran- 
zösischen Handels  in  der  Levante  verwandte  und  damit  die 
gesamte  auswärtige  Machtstellung  Frankreichs  bedeutend  hob, 
musste  auch  die  Leitung  der  tunesisch  -  französischen  Be- 
ziehungen sich  mehr  am  französischen  Hof  in  Paris  konzen- 
trieren. 

Anfänglich  jedoch  wählte  und  bezahlte  Marseille  einen 
französischen  Konsularagenten  in  Tunis,  der  den  Mar  seiller 
Behörden  Rechenschaft  ablegte  über  seine  Mission.  An  die 
Marseiller  richteten  andererseits  die  tunesischen  Machthaber 
ihre  Forderungen  und  Freundschaftsbezeugungen. 

Die  Municipalstatuten  der  Stadt  Marseille  vom  Jahre  1228 
und  1255  enthalten  das  älteste  Dokument  über  Beziehungen 
zwischen  Tunesien  und  Frankreich.  Sie  betreffen  (1228)  den 
Weinhandel  mit  Tunis  und  (1255)  die  Ernennung  eines  fran- 
zösischen Konsularagenten  in  Tunis  durch  die  Marseiller  Rheder 
und  Kaufleute.  Ein  französischer  Einfuhrhandel  bestand  also 
schon  in  Tunesien,  aber  die  Urkunden  und  Erzählungen  der 
damaligen  Zeit  klagen  über  die  Unsicherheit  des  Handels  in 
einem  Lande,  wo  Seeräuberei  und  traditionelle  punische  Un- 
ehrlichkeit Tugenden  waren.  Doch  suchte  man  die  Sicherheit 
etwas  zu  erhöhen  durch  Kriegsdrohungen  und  daran  an- 
schliessende Verträge. 

Nach  einem  Vertrage  vom  21.  Nov.  1270  zwischen  dem 
Franzosenkönig  Philipp  III  (dem  Sohne  des  kurz  zuvor  auf 
dem  Kreuzzug  vor  Tunis  der  Pest  erlegenen  Ludwig  des 
Heiligen),  dem  Sizilierkönig  Karl  von  Anjou,  dem  König  von 
Navarra  Thibaut  einerseits  und  dem  »König«  von  Tunis,  Abu 
Abdallah  Mohammed,  andererseits  sollte  allen  Christen  in 
Tunesien  Freiheit  der  Handels-  und  Religionsübung  gewährt 
sein.  Aber  bei  den  Tunesiern  wie  bei  den  anderen  Barbares- 
ken  war  die  Befolgung  eines  Vertrags  nur  in  dem  Masse  ge- 
sichert, als  die  Furcht  vor  der  Waffenmacht  des  Gegners  an- 
hielt. Ein  Vertrag  ohne  stets  sichtbare  Galeren  im  blauen 
Meereshintergrund  blieb  toter  Buchstabe.  Die  Seeräuberei 
blühte  weiter;  kein  Wunder,  dass  die  französischen  Kaufleute 
1293  bei  der  Marseilleser  Stadtbehörde  klagen  und  1317  in 
Tunis  die  Rückgabe  gekaperter  Waren  verlangen. 

Ludwig  IL  von  Clermont,  Herzog  von  Bourbon,  unternahm 
1390  eine  Expedition  gegen  die  tunesische  Küstenstadt  Me- 


hedia,  doch  mit  geringem  Erfolge,  nach  den  Plünderungen 
zur  See  zu  urteilen,  die  nachher  wie  vorher  den  Tunesiern 
beliebten. 

Ludwig  XL  schrieb  vergeblich  dem  »König«  von  Tunesien 
1482  einen  Brief,  worin  er  eine  freiere  Entfaltung  der  Han- 
delsbeziehungen zwischen  Tunesien  und  der  Grafschaft  Pro- 
vence wünschte. 

Verschiedene  Handels-  und  kleinere  kriegerische  Expe- 
ditionen fanden  in  der  Folgezeit  statt.  Die  Handelsexpedi- 
tionen hatten  den  Zweck,  bedeutende  Mengen  wilder  Tiere 
(Falken,  Strausse)  für  den  französischen  Hof  zu  kaufen. 

Die  Handelsbeziehungen  zwischen  Frankreich  und  Tu- 
nesien, die  sich  bis  in  die  Mitte  des  15.  Jahrhunderts  auf 
wenige  individuelle  Unternehmungen  beschränkten,  fanden  oft 
Ermutigung  durch  das  persönliche  Entgegenkommen  mancher 
tunesischer  Herrscher,  die  andrerseits  gegenüber  dem  See- 
räuberhandwerk der  eigenen  Untertanen  ziemlich  ohnmächtig 
waren.  Provenzalische  Seeleute  erlangten  die  Erlaubnis  des 
Korallenfangs  an  der  Küste  von  Tabarka  bis  Bona.  Der  Ge- 
sellschaft, die  1478  gegründet  wurde,  stand  das  Recht  zu,  auf 
tunesischem  Gebiet,  am  Cap  Negre,  ein  Comptoir  zu  errichten, 
das  später  eines  der  bedeutendsten  der  »Concessions  d'Afrique« 
werden  sollte. 

Trotzdem  Franz  I.  1535  ein  Bündnis  mit  den  Türken  ge- 
schlossen hatte  und  Tunesien  im  selben  Jahr  —  endgültig 
freilich  erst  1574  —  unter  türkische  Oberhoheit  gekommen 
war,  blühte  die  Seeräuberei  und  vor  allem  der  Sklavenhandel 
mit  gefangenen  Christen  zum  grossen  Schaden  der  Handels- 
beziehungen zwischen  Frankreich  und  Tunesien  weiter. 

Marseille  hatte  anfänglich  selbst  einen  Konsularagenten 
nach  Tunis  geschickt.  Am  28.  Mai  1577  wurde  zum  ersten 
Mal  von  Paris  aus  ein  Konsul  nach  Tunis  entsandt  (durch 
»Lettres  patentes«  des  Königs  Heinrich  III.).  Das  war  die 
königliche  Konsekration  der  sehr  alten  Beziehungen  zwischen 
Tunesien  und  Marseille 

1579  versicherte  der  Pascha  von  Tunis  in  einem 
Briefe  Heinrich  den  Dritten  seiner  friedlichen  und  freund- 
schaftlichen Gesinnung.  Da  aber  in  den  französisch-tunesischen 
Beziehungen  Klagen  mit  Freundschaftsbezeugungen,  neue  Be- 
schwerden mit  bewaffneten  Expeditionen  und  Friedensver- 
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trägen  abwechselten,  so  glaubten  die  Franzosen  1585  durch 
Gründung  einer  »Ligue  des  ports  de  la  Provence  contre  les 
Barbar esques«  Abhülfe  anstreben  zu  müssen. 

Der  Grosstürke  hatte  sich  formell  verpflichtet,  dass  die 
Lilienflagge  von  den  Schiffen  seiner  Untertanen  respektiert 
werde.  Aber  die  tunesische  Regentschaft  nahm  von  vornherein 
diese  Verpflichtung  als  nicht  für  Tunesien  geltend  an.  Der 
französische  Hof  sah  sich  daher  gezwungen,  besondere  Ver- 
träge mit  Tunesien  abzuschliessen,  und  der  Gesandte  Hein- 
richs IV.  in  Konstantinopel,  Savary  de  Breves,  erwirkte  im 
Jahre  1605,  dass  die  Tunesier  Kapitulationen  anerkannten. 
Das  hinderte  aber  die  Tunesier  nicht,  ihre  Seeräuberei  fort- 
zusetzen, und  die  über  die  Verluste  entrüsteten  Bewohner  von 
Marseille  bewaffneten  1616  auf  eigene  Kosten  7  Schiffe,  die 
sie  dem  Oberbefehl  des  Malteserritters  De  Vincheguerre  unter- 
stellten, um  die  christlichen  Sklaven  in  Tunis  zu  befreien. 
Man  einigte  sich  auf  Herausgabe  der  gemachten  Beute  und 
versprach  Frieden  zu  halten.  Das  Piratenunwesen  blühte  bald 
wieder  von  neuem  und  stärker  als  je  zuvor;  die  Provenzalen 
klagten  beim  König  über  einen  Verlust  von  20  Millionen,  den 
sie  in  letzter  Zeit  erlitten  hätten. 

§2.   Von  der  Zeit  Richelieu's  bis  zum  Fall 

Algiers. 

Ludwig  XIII.  ergriff  ein  radikales  Mittel:  er  verbot 
(1623)  einfach  den  Handel  mit  Afrika,  um  jeden  Schaden  zu 
vermeiden.  Ausserdem  rüstete  er  zu  einem  Feldzug  gegen 
die  Piraten,  gab  ein  »Reglement  pour  la  mer«  aus,  wonach  Ga- 
leren  konstruiert  werden  sollen  »prestes  ä  servir  hyver  et  este 
pour  nettoyer  les  rivages«.  Zugleich  liess  er  den  französi- 
schen Gesandten  in  Konstantinopel,  De  C6sy,  beim  Sultan  vor- 
stellig werden  wegen  des  Verhaltens  seines  Vasallen,  den 
selbst  zu  züchtigen  übrigens  dem  König  von  Frankreich  die 
Kapitulationen  mit  der  Türkei  zugestanden  hatten.  Frankreich 
sah,  dass  es  selbständig  vorgehen  müsse.  1624  wurde  fran- 
zösischerseits  Samson  Napollon,  ein  korsischer  Edelmann,  nach 
Tunis  geschickt,  dem  es  gelang,  150  Franzosen  aus  der  Skla- 
verei zu  befreien.  Er  liess  die  tunesischen  sogenannten 
»Mächte«,  das  heisst  den  Dey,  Bey,  Pascha  versprechen,  in 
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gutem  Einvernehmen  mit  Frankreich  leben  zu  wollen.  Eine 
zweite  Expedition  Napollon's,  die  Insel  Tabarka  den  Genuesen, 
in  deren  Besitz  sie  damals  war,  abzunehmen,  scheiterte.  Na- 
pollon  hatte  begriffen,  dass,  solange  eine  fremde  Macht  wie 
Genua  diese  kleine  Festung  an  der  tunesischen  Küste 
inne  hätte,  der  französische  Einfluss  in  Tunesien  immer  ge- 
fährdet wäre. 

Plünderungen  an  der  Küste  der  Provence  nahmen  bald 
wieder  grössere  Dimensionen  an.  1629  bis  1634  wurden  82 
französische  Schiffe  und  1330  Matrosen  bezw.  Reisende  ge- 
kapert. Die  Vorstellungen,  die  man  in  Tunesien  deshalb 
machte,  veranlassten  neue  Versprechungen  seitens  des  tunesi- 
schen Diwans,  an  der  »bonne  correspondance«  mit  Frankreich 
festzuhalten.  Man  wollte  auch,  dass  die  tunesische  Regierung 
sich  durch  einen  Mann  von  Rang  in  Marseille  ständig  ver- 
treten Hesse.  Während  man  noch  verhandelte,  wurden  12 
Marseiller  Schiffe  weggenommen  und  deren  Ladung  verkauft. 
Eine  Flottenexpedition  flösste  mehr  Respekt  ein  und  führte  zu 
einem  Vertrag  am  25.  Nov.  1665. 

Dieser  Vertrag  soll  dem  Krieg  zwischen  Tunesien  und 
Frankreich  ein  Ende  machen,  bestimmt  die  gegenseitige  ent- 
geltliche Freilassung  der  Gefangenen,  die  Sicherheit  der 
Schiffe  auf  dem  Meer,  erlaubt  den  Schiffen  beider  Nationen, 
ihre  Waren  zu  verkaufen,  ohne  eine  andere  Gebühr  oder  einen 
Zoll  zahlen  zu  müssen  als  den,  der  von  Freunden  bezahlt 
werde.  Das  letztere  hat  eine  gleiche  Bedeutung  wie  Meist- 
begünstigungsklausel. Die  Schiffsmannschaften  können  sich  ver- 
proviantieren, ohne  eine  Gebühr  entrichten  zu  müssen.  Die 
Kaufleute  sollen  ihre  Waren  in  aller  Sicherheit  gegen  Zahlung 
der  gewöhnlichen  Gebühren  verkaufen,  die  nicht  verkauften 
Waren  ohne  Zahlung  irgend  einer  Gebühr  wieder  ausführen 
können.  Die  Schiffe  dürfen  in  den  Häfen  der  Regentschaft 
Ausbesserungen  vornehmen.  Den  französischen  Schiffbrüchigen 
verspricht  man  auf  dem  tunesischen  Gestade  Hilfe  zu  ge- 
währen. Das  Gleiche  wird  den  tunesischen  Schiffen  in  Frank- 
reich zugestanden.  Die  Sklaven  sollen  das  Asylrecht  haben 
auf  französischen  Fahrzeugen.  Franzosen  zu  Sklaven  zu 
machen  ist  verboten.  Die  Rechte  des  französischen  Konsuls 
werden  bestimmt;  er  hat  den  Vorrang  vor  den  andern  Kon- 
suln.   Die  fremden  Kaufleute  sollen   die  Konsulatsgebühren 


dem  französischen  Konsul  bezahlen  mit  Ausnahme  der  Eng- 
länder und  Flamländer,  die  damals  ihren  Konsul  schon  hatten. 
Im  Falle  eines  erneuten  Krieges  darf  der  französische  Kon- 
sul Tunis  rechtzeitig  verlassen,  ohne  dass  ihm  etwas  wider- 
fährt. 

Diese  letzte  Klausel  hatten  die  Franzosen  bald  Gelegen- 
heit, praktisch  zu  erproben.  Kurz  nach  dem  Vertrag  nahmen 
die  Tunesier  den  Franzosen  9  Schiffe,  Waren  für  iy2  Millionen 
Livres  weg  und  machten  510  Mann  zu  Sklaven.  Der  Casus 
belli  war  da.  Colbert  veranlasste  eine  starke  Expedition 
gegen  Tunis,  die  27  Monate  dauerte,  worauf  wieder  ein  Ver- 
trag vom  26.  Juni  1672  folgte,  in  welchem  sich  die  Tunesier 
in  ebenso  schönen  Versprechungen  erschöpften  wie  1665.  Der 
Vertrag  hatte  auch  denselben  theoretischen  Erfolg  wie  sein 
Vorgänger. 

Nach  dem  Nymweger  Frieden  (1678)  wollte  Ludwig  XIV. 
gründlich  mit  dem  Unwesen  der  Piraten  aufräumen;  er 
schickte  den  Marechal  D'Estr£es  mit  energischen  Instruktionen 
und  mit  19  Schiffen  gegen  Tunis.  Es  gelang,  am  30.  Aug. 
1685  einen  Vertrag  auf  die  Dauer  von  100  Jahren  zu  erwir- 
ken, den  ersten,  der  einigermassen  sachliche  Wirkung  hatte. 

Die  Bestimmungen  des  Vertrags  sind  kurz  folgende:  Die 
Gefangenen  werden  zurückgegeben.  Prisen  sollen  nicht  mehr 
gemacht  werden.  Das  Ankerrecht  darf  für  französische  Schiffe 
bloss  30  Piaster  betragen,  während  die  Engländer  2  Fässchen 
Pulver  zahlten.  Der  Eingangs-  und  Ausgangszoll  soll  3  %  ad 
valorem  für  die  Franzosen  sein,  hingegen  er  für  die  Fremden 
8  bis  1 1  %  ad  val.  beim  Eingang  und  5  %  a.  v.  beim  Ausgang 
betrug.  Der  französische  Konsul  und  die  Franzosen  in  Tunis 
sollen  freie  Religionsübung  haben.  Dem  französischen  Kon- 
sul kommen  grössere  Rechte  als  den  andern  Konsuln  zu.  Die 
Begrüssung  der  französischen  Schiffsflagge  seitens  der  tune- 
sischen Forts  soll  in  einer  höhern  Zahl  von  Kanonenschüssen 
bestehen  als  die  der  andern  Nationen. 

Unter  dem  Druck  der  französischen  Gewalt  war  die  Be- 
geisterung ob  der  Schliessung  dieses  Vertrags  in  Tunis  gross, 
und  man  veranstaltete  in  den  Moscheen  öffentliche  Gebete  für 
Ludwig  XIV. 

Im  folgenden  Jahr  kam  der  Marquis  de  Mortemart  nach 
Tunis,  um  die  guten  Beziehungen  noch  zu  festigen  und  die 


Konzession  am  Cap  Negre  zu  besichtigen.  Von  da  an 
besserten  sich  immer  mehr  die  Beziehungen  Frankreichs  zu 
der  Regentschaft. 

Besonders  in  der  Konzession  des  Cap  Negre  fand 
Frankreich  einen  Stützpunkt  seines  Einflusses  in  den  Bar- 
bareskenstaaten.  Das  Marseiller  Kaufhaus  Jean  Gautier  &  Cie 
hatte  der  tunesischen  Regierung  52  000  ficus  vorgeschossen, 
als  eine  Entschädigungssumme  von  60  000  ficus  an  Ludwig  XIV. 
gezahlt  werden  musste.  Anstelle  der  Zinszahlung  dieser  An- 
leihe ermächtigten  die  tunesischen  »Mächte«  in  einem  Vertrag 
vom  28.  Aug.  1685  das  Marseilleser  Kaufhaus  zur  Gründung 
eines  Comptoir  am  Cap  Negre,  aus  welchem  die  Engländer, 
die  es  damals  inne  hatten,  vertrieben  wurden.  iVuf  6  Jahre 
war  das  Recht  zugestanden,  einen  abgabenfreien  Getreide- 
handel zu  treiben,  ferner  das  Monopol  der  Korallenfischerei 
an  der  tunesischen  Küste  auszuüben.  Nach  Ablauf  der  6 
Jahre,  versprachen  die  »Mächte«,  soll  Gautier  gegen  eine  jähr- 
liche Pachtsumme  von  8333  Piaster  seine  Rechte  weiter  aus- 
üben dürfen.  —  Dieses  Comptoir  erhielt  von  der  französi- 
schen Regierung  eine  Subvention  von  250  000  Frcs.  und  ver- 
einigte sich  1706  mit  dem  Comptoir,  das  auf  der  algerischen 
Küste  seit  Beginn  der  türkischen  Herrschaft  in  Algerien  be- 
stand und  das  Monopol  der  Korallenfischerei  und  des  Handels 
mit  der  Provinz  Constantine  innehatte.  Die  Vereinigung  hiess 
zuerst  »Cie  des  Concessions  d'Afrique«,  nahm  aber  1741  den 
Namen  »Cie  royale  d'Afrique«  an.  — 

Das  Comptoir  vom  Cap  Negre  leistete  Frankreich  grosse 
Dienste  in  der  Getreideverproviantierung  der  Provence  und  der 
französischen  Heere.  Ludwig  XIV.  Hess  überdies  jeden  Trans- 
port von  Getreide  durch  französische  Fregatten  begleiten,  um 
dem  Handel  mehr  Sicherheit  zu  gewähren  und  immer  wieder 
die  französische  Flagge  in  den  afrikanischen  Gewässern  zu 
zeigen.  Der  französische  Hof  ermutigte  nicht  nur  den  Han- 
del des  Cap  Negre,  er  kontrollierte  sogar,  den  Tendenzen 
der  damaligen  Zeit  entsprechend,  die  Ausgaben  der  Compa- 
gnie,  leitete  ihre  Operationen,  verbot  den  Verkauf  von  Getreide 
an  Private,  wenn  das  Bedürfnis  des  Staates  nach  solchem  gross 
war,  kurz,  gestaltete  das  Comptoir  zu  einem  wirklich  politi- 
schen Mittel. 
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Vor  allem  suchte  Frankreich  die  Engländer,  die  immer 
nach  dem  Besitz  dieses  vorteilhaften  Postens  strebten,  von  der 
Erreichung  dieses  Zieles  abzuhalten.  Das  schwache  Genua, 
welches  das  naheliegende  Tabarka  hatte,  fürchtete  man  nicht 
so  sehr  als  Rivalen. 

Ende  des  17.  Jahrhunderts  brachen  in  der  Regent- 
schaft Bürgerkriege  aus  —  Rivalität  zwischen  Beys  und  Deys 
— ,  in  denen  1705  der  Bey  Hossein  ben  Ali  für  sich  und  seine 
Dynastie  die  Alleinherrschaft  errang,  die  auch  bis  heute,  d.  h. 
faktisch  bloss  bis  1881,  gedauert  hat.  In  dieser  Zeit  bemühte 
sich  der  französische  Konsul  Sorhainde,  —  wie  überhaupt  die 
Tätigkeit  der  französischen  Konsuln  in  Tunis  an  Wirksamkeit 
nur  den  Schiffsdemonstrationen  nachstand  —  einen  Vertrag 
mit  den  »Mächten«  von  Tunis  zu  schliessen,  der  am  10.  Juni 
1698  zustande  kam  und  die  Zollbestimmungen  des  Vertrags 
von  1685  im  einzelnen  bestätigte.  Den  Franzosen  sind  folgende 
Vorrechte  eingeräumt:  ein  Einfuhrzoll  von  3  %  ad  val.  für 
Waren,  die  Franzosen  bringen  oder  bringen  lassen,  nicht  nur 
von  den  Häfen  Frankreichs,  sondern  auch  von  denen  Livor- 
nos  oder  andern  Häfen  Italiens.  Freilich,  wenn  ein  französi- 
scher Kaufmann  unter  seinem  Namen  Waren  kommen  lässt, 
diese  in  Wirklichkeit  aber  einem  Israeliten  oder  einem  Ange- 
hörigen einer  andern  Nation  als  der  französischen  gehören, 
dann  sollen  die  Waren  konfisziert  werden,  und  der  französi- 
sche Kaufmann  muss  14  %  vom  Wert  der  konfiszierten  Waren 
bezahlen  (7  %  als  Zahlung  der  Differenz  zwischen  dem  3  % 
Begünstigungszoll  und  dem  gewöhnlichen  10  %  Zoll,  7  %  als 
Strafe).  —  Man  sieht,  dass  Frankreich  den  Vorzugstarif  von 
3  %  ad  val.  genoss,  während  die  andern  Staaten  ohne  Ver- 
träge 10  %  ad  val.  zahlten. 

Wegen  der  Konzession  am  Cap  Negre  geriet  der  französi- 
sche Konsul  in  Tunis  1700  mit  den  »Mächten«  in  einen  Kon- 
flikt, dem  ein  drohender  Wink  von  Frankreich  her  ein  Ende 
machte. 

Trotzdem  der  Bey  Hossein  den  Wunsch  ausgesprochen 
hatte,  in  guten  Beziehungen  mit  Frankreich  zu  leben,  kam 
es  doch  bald  zu  Reibefreien  zwischen  ihm  und  dem  französi- 
schen Konsul,  und  es  bedurfte  einer  kleinen  Expedition,  um 
den  Bey  Vernunft  zu  lehren  und  ihn  am  16.  Dez.  1710  zur 
[Erneuerung  des  Vertrags  von  1685  zu  bewegen. 
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Von  aussen  kommende  Einflüsse  wollte  Frankreich  damals 
schon  in  Tunesien  nicht  aufkommen  lassen.  Es  gelang  den 
Anstrengungen  der  französischen  Konsuln  in  Tunis,  den  Frank- 
reich feindlichen  Einfluss  Englands,  der  anfing  sich  geltend 
zu  machen,  mit  Erfolg  zu  bekämpfen,  und  wenn  nicht  zu  be- 
seitigen, so  doch  auszugleichen. 

Erneute  Zwistigkeiten  schlichtete  der  hundertjährige  Ver- 
trag von  1720,  der  auf  die  Abmachungen  von  1685  zurück- 
ging. Abermalige  Räubereien  waren  die  Veranlassung  zu 
zwei  Expeditionen  Ludwigs  XV.  und  zu  einem  Friedensver- 
trag vom  1.  Juli  1728.  In  diesem  Vertrag  wird  Frankreich 
noch  mehr  begünstigt  als  bisher:  »unter  den  glorreichsten  Be- 
dingungen für  den  König  und  den  grössten  Begünstigungen 
für  die  Nation,  die  bisher  in  Tunesien  bewilligt  wurden.« 

Doch  dieser  Vertrag  war  wie  gewöhnlich  nur  ein  Waffen- 
stillstand. Die  Räubereien  sind  bald  wieder  zahlreich;  der 
französische  Konsul  muss  die  Unmöglichkeit  bedauern,  die 
Rückgabe  der  geplünderten  Schiffsladungen  zu  erwirken. 
Überzeugt  von  dem  geringen  Erfolg  der  bewaffneten  Expe- 
ditionen kehrte  die  französische  Regierung  zu  dem  weniger 
kostspieligen  System  der  ständigen  Kreuzerfahrten  zurück.  Der 
Handel  kam  mehr  als  je  zuvor  zur  Entfaltung  bis  zum  Tode 
des  ersten  Hossein. 

Unter  seinem  Nachfolger  musste  der  französische  Konsul, 
um  nicht  zu  viel  Demütigungen  ausgesetzt  zu  sein,  das  Land 
verlassen,  und  an  seiner  Stelle  sandte  der  französische  König 
Fregatten,  die  die  tunesischen  Küsten  überwachen  mussten. 

Den  gewonnenen  Stützpunkt  an  der  tunesischen  Küste 
hätte  Frankreich  gern  vergrössert.  Die  Franzosen  versuchten 
1742  die  Insel  Tabarka  zu  überrumpeln,  deren  Besitz  von 
allen  Diplomaten  und  sonstigen  Besuchern  der  Barbaresken- 
staaten  für  äusserst  vorteilhaft  erklärt  wurde.  Vom  Standpunkt 
des  französischen  Handelsinteresses  aus  war  der  Besitz  wich- 
tig, weil  dann  kein  fremder  Handelskonkurrent  mehr  an  der 
Küste  Nordafrikas  sich  festsetzen  konnte  und  die  franzö- 
sische »Cie  royale  d'Afrique«  Herr  über  den  Preis  aller 
Waren  von  Algier  bis  Tunis  würde.  Im  Fall  eines  Krieges 
konnte  die  Insel  als  Zufluchtsstätte  für  die  Beamten  des  in 
der  Nähe  liegenden  Comptoir  des  Cap  Negre  dienen.  Die 
Genuesen  Di  Lomellini,  denen  die  Insel  gehörte,  neigten  auch 
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tatsächlich  zu  einem  Verkauf  der  Insel  um  den  Preis  von 
100  000  Piaster.  Doch  kaum  hatte  der  Bey  von  Tunis  davon 
Wind  bekommen,  da  legte  er  eine  Garnison  auf  die  Insel.  Ein 
vom  französischen  Hof  ermutigter  Angriff  auf  die  Insel  von 
Seiten  einer  kleinen  Schar  Franzosen  misslang.  Um  den  Zorn 
des  Bey  zu  beschwichtigen,  missbilligte  der  Hof  von  Ver- 
sailles den  Angriff  und  rief  den  Leiter  des  Comptoir  von  La 
Calle,  der  die  Mannschaften  geliefert  hatte,  ab.  In  einem  etwas 
demütigenden  Friedensvertrag  vom  9.  November  1742  blieb 
den  Franzosen  allerdings  der  Besitz  des  Cap  Negre  gegen 
Zahlung  von  8000  Piaster.  Bezüglich  der  Insel  Tabarka  ist 
ihr  Hauptaugenmerk  darauf  gerichtet,  dass  diese  wenigstens 
keiner  andern  Nation  in  die  Hände  fällt.  In  letzterer 
Beziehung  vereiteln  die  französischen  Konsuln  jedes  fremde 
Unternehmen,  das  Savoyens  1750,  des  englischen  Admirals 
Keppel  1751,  einer  Genuesischen  Gesellschaft  1752,  der 
Dänen  1756  und  1760,  der  Genuesen  1757,  der  Venetianer 
1764,  der  Engländer  1770. 

Der  Vertrag  vom  9.  November  1742  hatte  immerhin 
die  Privilegien  der  früheren  Verträge  von  neuem  zugestanden. 

Der  französische  König  suchte,  nachdem  der  Friede 
zwischen  seinen  Untertanen  und  dem  Bey  hergestellt  war, 
den  Handel  der  »Echelle«  von  Tunis  näher  zu  regeln:  die 
Beschneidung  der  Handelsfreiheiten  lag  ganz  in  den  Tendenzen 
der  damaligen  Zeit,  und  kraft  der  Kapitulationen  war  dem 
französischen  König  dieses  Recht  über  seine  Untertanen  in 
Tunesien  vorbehalten.  Bloss  6  französischen  Häusern  gab  der 
König  das  Recht,  in  Tunis  Handel  zu  treiben.  Jedes  der- 
selben durfte  bloss  einen  Leiter,  und  jeder  Leiter  nur  zwei 
Gehülfen  haben.  Man  wollte  nicht,  dass  zuviele  Staatsangehörige 
in  Tunesien  seien,  denn  eine  Menge  Fremder  konnte  zu  vielen 
häuslichen  und  eventuell  daran  anknüpfenden  oder  auch  ohne 
diese  entstehenden  politischen  Streitigkeiten  Anlass  geben,  was 
man  zu  vermeiden  suchte.  Man  durfte  bloss  die  absolut  er- 
forderliche Zahl  von  Handwerkern  halten.  Der  französische 
Konsul  sollte  einmal  alle  Verheirateten  nach  Frankreich  zu- 
rücksenden —  Eifersuchtsszenen  sollten  dadurch  vermieden 
werden  — ,  andrerseits  alle  unnützen  oder  schlechten  Elemente 
sowie  auch  die  überzähligen  Kaufleute.  Endlich  musste  jeder 
der  Geschäftsleiter  an  die  Handelskammer  in  Marseille  eine 
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Bürgschaft  von  30  000  Livres  einzahlen.  Man  wollte  Garan- 
tien schaffen,  dass  die  Leiter  der  französischen  Häuser  während 
10  Jahren  in  Tunesien  eine  »fortune  honnete«  machen  und 
dann  zurückkommen  würden,  um  dieselbe  in  Frankreich  aus- 
zugeben. 

Die  6  französischen  Häuser  machten  tatsächlich  gute  Ge- 
schäfte in  den  nächstfolgenden  Jahren,  hatten  aber  dann  grosse 
Verluste  in  einem  Bürgerkrieg  und  der  kriegerischen  Inter- 
vention Algiers. 

Unter  der  Regierung  des  Bey  Ali  (1759—1782),  der  ein 
gutes  Einvernehmen  mit  Frankreich  unterhielt,  blühte  der 
französische  Handel  wieder  auf.  Der  französische  Konsul 
De  Saizieu  schloss  mit  dem  Bey,  den  er  zum  persönlichen 
Freund  gewonnen  hatte,  eine  Konvention  (1765),  wonach  die 
marokkanischen  Seeräuber,  die  Frankreich  damals  heimsuchten, 
kein  Asyl  und  keinen  Verkaufsplatz  mehr  in  irgend  einem  tu- 
nesischen Hafen  für  ihre  Beute  finden  sollten,  und  einen  Ver- 
trag vom  14.  März  1768,  der  zum  Vorteil  der  »Cie  royale 
d'Afrique«  war. 

Das  Gap  Negre  war  aufgegeben  worden,  aber  die  franzö- 
sischen Ansiedler  konnten  ihre  Fischerei  und  ihren  Handel 
in  einem  andern  Hafen,  in  Biserta,  fortsetzen.  Das  Privileg 
des  Handels  und  der  Korallenfischerei  war  auf  2  Jahre  fest- 
gesetzt, die  Erneuerung  sollte  von  dem  alleinigen  Willen 
Frankreichs  abhängen.  Nach  Ablauf  der  ersten  2  Jahre  wollten 
aber  die  Tunesier  den  Franzosen  die  Konzession  entziehen, 
was  bei  dem  anmassenden  Auftreten  der  Tunesier  neue  Hän- 
del hervorrief.  Ein  kleiner  Krieg  und  zwei  Verträge  1770 
machten  dem  ein  Ende. 

Im  allgemeinen  werden  die  Beziehungen  von  Tunesien 
zu  Frankreich  bessere  als  die  zu  den  andern  europäischen 
Nationen.  Schon  1709  hatte  der  Bey  Hossein  sein  Wort  ver- 
pfändet, dass  er  den  Engländern  nichts  bewilligen  werde, 
wenn  dadurch  das  Missfallen  der  Franzosen  erregt  würde.  Die 
Beys  hegen  eine  Vorliebe  für  Frankreich,  da  dasselbe  gern 
seine  Waffen  zeigt,  und  betätigen  diese  Vorliebe  oft,  mag  es 
sich  nun  um  eine  Konzession  am  Cap  Negre  bzw.  in  Biserta 
oder  um  Gestattung  der  Ausfuhr  von  Getreide  oder  arabischen 
Pferden  nach  Frankreich,  oder  um  Rückgabe  von  Prisen  oder 
um  Ehrenbezeugungen  gegen  den  Konsul  handeln.   Der  fran- 
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zösische  Konsul  hat  zum  Beispiel  allein  das  Privileg,  mit 
Schuhen  und  Waffen  bekleidet  den  Palast  des  Bey  zu  be- 
treten. Er  hat  einen  Vorrang  vor  seinen  Kollegen,  der,  wie 
der  Minister  Rouille  damals  sagt,  weder  »discussion«,  noch 
»explication«  duldet. 

Der  französische  Konsul,  der  vor  dem  Krieg  seinen 
Posten  verlassen  hatte,  war  1771  zurückgekehrt,  und  die 
»bonne  correspondance«  zwischen  Ludwig  XV.  und  dem  Bey 
Ali  war  bald  besser  als  je.  Man  tauschte  Geschenke,  Gesand- 
schaften,  Versprechungen  aus.  Der  Bey  war  voller  Aufmerk- 
samkeit für  den  Vertreter  Frankreichs,  gewährte  der  »Cie 
royale  d'Afrique«  die  Erlaubnis,  Getreide  nach  der  Provence 
zu  exportieren  trotz  der  allgemein  geltenden  Ausfuhrverbote 
für  tunesische  Lebensmittel.  Frankreich  war  aber  so  vorsich- 
tig, seine  Schiffsgeschwader  immer  in  der  Nähe  der  tunesi- 
schen Küste  zu  zeigen  zum  Schutz  des  Handels.  Man 
schwärmte  leidenschaftlich  für  das  System  der  Kreuzerfahrten. 
Obgleich  es  immerhin  kostspielig  war,  gewährte  es  dafür 
Sicherheit  gegen  unverhoffte  Wegnahme  von  Kauffahrerschiffen. 
Das  französische  Ansehen  hob  sich  durch  diesen  Beweis  von 
ständiger  Kriegsbereitschaft  bedeutend.  Beim  Tode  Ludwigs  XV. 
sandte  der  Bey  Ali  dem  neuen  »Kaiser«  Frankreichs,  Lud- 
wig XVI.,  einen  ausserordentlichen  Gesandten,  Suleyman,  der 
mit  Geschenken  für  den  Bey  beladen  nach  Tunis  zurückkehrte. 

Die  bedeutendste  Angelegenheit,  die  in  den  folgenden 
Jahren  der  französische  Konsul  in  Tunis  in  die  Hand  nehmen 
musste,  war  die  der  »Cie  royale  d'Afrique«.  Der  Vertrag 
von  1770  hatte  alle  Rechte  der  Gesellschaft  in  den  Comptoirs 
der  Nordküste  und  in  den  Küstengewässern  Tunesiens  ver- 
längert und  hatte  die  Gesellschaft  auf  6  Jahre  der  Ver- 
pflichtung enthoben,  die  jährliche  Pachtsumme  von  4500 
Piaster  zu  zahlen.  Die  Cie  hielt  es  jedoch  für  vorteilhafter, 
ihre  Mittel  allein  auf  den  Export  von  tunesischem  Getreide 
zu  verwenden  und  die  Korallenfischerei  aufzugeben.  Auf 
das  hin  boten  die  Mahoneser  dem  Bey  für  das  Monopol  der 
Fischerei  eine  jährliche  Pachtsumme  von  58  000  Livres  an, 
Sizilianer  sogar  81  000  Livres.  Da  riet  der  französische  Kon- 
sul, der  vor  allem  die  Fremden  abhalten  wollte,  seinem 
Freund,  dem  einflussreichen  tunesischen  Ersten  Minister  und 
Schwiegersohn  des  Bey,  selbst  das  Monopol  zu  übernehmen. 
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Der  Minister  tat  es,  war  aber  stets  geneigt,  sein  Monopol 
der  Cie  auf  10  Jahre  zurückzugeben.  Die  Cie  zögerte  an- 
gesichts der  hohen  Pachtsumme  von  20  000  Piaster  (72  000 
Livres).  Sie  hatte  schon  für  ihre  Comptoirs  in  Algerien  (La 
Calle,  Bona,  Le  Collo)  jährlich  72  910  Livres  an  den  Dey 
von  Algier  zu  zahlen.  In  Erwartung  einer  günstigen  Ge- 
legenheit blieb  man  beim  Status  quo,  d.  h.  bei  einer  provi- 
sorischen Nichtausübung  des  Monopols  durch  die  Cie.  Der 
französische  Konsul  sah  aber  die  Gefahr  eines  solchen  Auf- 
schubs gegenüber  der  Anstrengung  der  Gegner,  das  Mono- 
pol zu  erlangen.  Er  bewog  die  Cie  zu  einem  kleinen  Opfer 
und  erinnerte  den  Bey  an  den  Artikel  VIII  des  Vertrages 
von  1728:  »Es  darf  kein  Privileg  andern  Nationen  zugestan- 
den werden,  wenn  nicht  gleichzeitig  auch  den  Franzosen,  selbst 
wenn  dasselbe  nicht  im  gegenwärtigen  und  in  den  folgenden 
Verträgen  ausdrücklich  angegeben  ist.«  Man  schloss  die 
Konvention  vom  21.  Juni  1781.  Alle  Rechte  der  Cie  waren 
darin  feierlicher  als  je  anerkannt;  die  Ausdehnung  des 
Fischereimonopols  erstreckte  sich  auf  das  Küstenmeer  zwischen 
Tabarka  und  Tripolitanien;  die  zwei  Comptoirs  in  Tunesien, 
Cap  Negre  und  Biserta,  verblieben  der  Gesellschaft.  Der 
Schutz  der  Agenten  und  Fischereibote  der  Cie  war  garan- 
tiert. Die  Gesellschaft  konnte  den  Vertrag  nach  6  jähriger 
Dauer  erneuern  oder  kündigen.  Der  jährliche  Tribut  war  auf 
13  500  Piaster  angesetzt,  eine  bedeutend  niedrigere  Summe, 
als  das  Angebot  der  Konkurrenten  gewesen  war. 

Die  französische  Revolution  brachte  die  Beziehungen 
Frankreichs  zu  der  Regentschaft  in  Spannung,  insofern  als 
die  Franzosen  in  Tunesien  selbst  durch  Übertragung  ihres 
innerpolitischen  Haders  auf  afrikanische  Erde  die  gemein- 
same Sache  gefährdeten.  Die  Änderung  der  französischen 
Verfassung  teilte  man  dem  Bey  mit  und  schickte  ihm  eine 
Menge  Geschenke  (1793).  Der  Bey  Hamuda  (1782—1814) 
wollte  Beweise  seiner  Sympathie  für  Frankreich  geben.  Da 
die  Schiffe  Englands,  das  im  Krieg  mit  Frankreich  stand,  da- 
mals im  Mittelmeer  kreuzten,  schärfte  der  Bey  den  tunesischen 
Seeräubern  ein,  die  Schiffsladungen  mit  Getreide,  die  nach 
der  Provence  gingen,  unbehelligt  zu  lassen,  selbst  wenn  sie 
unter  einer  Tunesien  feindlichen  Flagge  führen.  Freilich 
war  dieser  Dienst,  den  der  Bey  Frankreich  leistete,  kein  un- 
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eigennütziger.  Das  Geschäft,  das  der  Bey  dabei  machte, 
glich  den  obligatorischen  Gewinnanteil  aus,  der  ihm  sonst 
aus  dem  Erlös  des  gekaperten  Getreides  zugefallen  wäre. 
Die  Stadt  Marseille  hatte  sich  nämlich  in  einem  Überein- 
kommen mit  dem  Bey  verpflichtet,  eine  Prämie  von  25  Sekins 
(ungefähr  200  Francs)  pro  100  Kaffis  tunesischen  Getreides 
(1  Kaffis  =  640  1),  das  in  Marseille  ankam,  zu  zahlen.  Um 
diese  Einfuhr,  die  zur  Verproviantierung  der  italienischen 
Armee  dringend  notwendig  war,  zu  steigern,  erhöhte  man  die 
Prämie  später  sogar  auf  30  Sekins.  Frankreich  hielt  es  für 
nützlich,  mit  den  Barbareskenstaaten  in  einer  »harmonie  par- 
faite  et  durable«  zu  leben,  da  es  sich  damals  in  Krieg  mit 
fast  ganz  Europa  befand.  Der  Bey  wurde  noch  in  dem 
Masse  dienstbarer,  als  die  Republik  mit  den  koalierten 
Mächten  Frieden  schloss  und  ihre  Streitkräfte  nach  Belieben 
wieder  zurückziehen  konnte.  Den  Ländern,  die  Frankreich 
eroberte,  musste  Tunesien  dieselbe  Behandlung  gewähren 
wie  Frankreich  selbst: So  brauchten  die  Kaufleute  der  italie- 
nischen Gebiete,  die  zu  Frankreich  kamen,  bloss  3%  Zoll 
an  Stelle  der  5%  von  vorher  zu  zahlen. 

Die  ägyptische  Expedition  Bonapartes  erregte  den  Miss- 
mut des  Bey  und  der  tunesischen  Bevölkerung  über  die  In- 
vasion in  ein  mohammedanisches  Land,  und  überdies  reizte 
der  Sultan  in  Konstantinopel  seinen  nominellen  Vasallen  mit 
Erfolg  zum  Bruch  mit  Frankreich.  Am  14.  Nivöse  des  Jahres 
VII  musste  man  die  französische  Flagge  vom  Konsulat  nieder- 
ziehen, sich  im  Konsulatsgebäude  verstecken,  die  französischen 
Läden  schliessen.  Der  Bey  erklärte  die  französischen  Schiffe 
und  deren  Mannschaften,  die  sich  gerade  in  den  tunesischen 
Häfen  befanden,  für  gute  Prise.  Die  Reis,  d.  h.  die  tune- 
sischen Seeräuber,  konnten  nach  Belieben  die  französischen 
Schiffe  kapern,  wo  sie  solcher  habhaft  wurden.  Es  gelang 
indessen  dem  französischen  Konsul  doch,  das  nahegelegene 
französische  Malta  auf  neutralen  Schiffen  von  Tunesien  aus 
mit  Proviant  zu  versorgen.  Ein  energischer  Brief  von  Talley- 
rand,  unterzeichnet  von  Bonaparte,  verlangte  1800  vom  Bey 
die  Wiederherstellung  der  politischen  und  merkantilen  Be- 
ziehungen, wie  sie  vor  dem  Friedensbruch  bestanden,  die 
Auslieferung  der  gekaperten  Waren  und  Leute.  Die  Ver- 
handlungen   des    französischen    Kotnsuls   führten   zu  nichts 
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wegen  der  Einmischung  Konstantinopels,  d.  h.  Englands.  Der 
französische  Konsul  wurde  vom  Bey  aufgefordert,  das  Land 
mit  sämtlichen  in  Tunesien  befindlichen  Franzosen  zu  ver- 
lassen. 

Erst  ein  Vertrag  vom  23.  Febr.  1802  konnte  dem  fran- 
zösischen Handel,  den  der  Revolutionssturm  in  seinem  Lebens- 
nerv getroffen,  wieder  Gesundung  bringen.  Der  launenhafte 
Bey,  der  nun  glücklich  war,  dass  er  die  Aufmerksamkeit 
dessen,  den  man  in  Afrika  den  General  »Teufel«  nannte,  auf 
sich  gezogen,  bewilligte  dessen  Kommissar  fast  alle  seine 
Forderungen;  alle  früheren  Verträge,  besonders  der  von  1742, 
wurden  bestätigt.  Der  Artikel  2  des  Vertrags  von  1802  lautet: 
»Die  französische  Nation  soll  auch  in  Zukunft  die  Vorrechte 
und  Sonderrechte  gemessen,  die  sie  vor  dem  Krieg  hatte,  und 
soll,  wie  sie  die  hervorragendste  und  nützlichste  von  allen 
fremden  Nationen  in  Tunesien  ist,  auch  die  meistbegünstigte 
sein.«  Diese  Bevorzugung  zeigt  sich  in  dem  besonders 
günstigen  Zollsatz  von  3  %  ad  val.,  den  Frankreich  wie 
bisher  für  Waren  zahlt,  die  auf  französischen  Schiffen  in  den 
Häfen  Tunesiens  landen;  die  Zahlung  dieser  3  %  darf  der 
Zolldienst  nicht  in  Waren,  sondern  nur  in  den  kursierenden 
tunesischen  Münzen  verlangen.  Dasselbe  Privileg  sollen  die 
Tunesier  umgekehrt  in  Frankreich  gemessen.  Die  Waren 
aber,  die  aus  den  mit  der  Regentschaft  verfeindeten  Ländern 
stammen,  und  die  die  Franzosen  in  Tunesien  einführen,  sollen 
auch  in  Zukunft  mit  einem  Zoll  von  10  %  ad.  val.  belegt 
werden.  Im  Falle  eines  Krieges  zwischen  Frankreich  und 
einer  andern  Macht  sollen  die  den  Franzosen  gehörigen  Waren, 
welche  in  Frankreich  auf  Rechnung  von  Franzosen  und  unter 
neutraler,  aber  Tunesien  befreundeter  Flagge  verladen  werden, 
nur  3  %  ad  val.  Eingangszoll  entrichten  bis  zur  Beendigung 
der  Feindseligkeiten.  Das  Gleiche  steht  umgekehrt  den  Tu- 
nesiern in  Frankreich  zu.  Man  wollte  also  den  französischen 
Waren  den  Vorzugstarif  von  3  %  gewähren,  selbst  wenn  diese 
im  Kriegsfall  in  der  Befürchtung,  vom  Feind  gekapert  zu 
werden,  nicht  unter  eigener  Flagge  führen.  Die  Israeliten 
und  Fremden,  die  in  Tunesien  in  Diensten  eines  Franzosen 
stehen,  sind  dem  Schutz  der  französischen  Republik  anver- 
traut; für  die  Einfuhr  der  Waren  sollen  die  Fremden  aber 
gleichen  Zoll  bezahlen  wie  die  Nation,  deren  Untertanen  sie  sind. 

Bertrand,  Zollpolitische  Verhältnisse.  2 
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Die  Seesiege  der  Engländer  über  die  französische 
Flotte  waren  glänzend  genug,  den  bis  dahin  vorwiegenden 
französischen  Einfluss  in  Tunesien  zu  verdunkeln,  und  der 
englischen  Diplomatie  gelang  es,  den  Bey  für  sich  zu  ge- 
winnen. Der  französische  Konsul  Devoize  protestierte  zwar 
gegen  das,  was  er  Parteilichkeit  des  Bey  nannte,  und  gegen 
alle  absurden  Lügen,  die  die  Engländer  gewohnheitsmässig 
über  ihre  Feinde  verbreiteten;  umsonst  — :  erst  das  Erschei- 
nen der  weissen  Fahne  der  Bourbonen  auf  dem  französischen 
Konsulatsgebäude  in  Tunis  an  Stelle  der  Tricolore  schien  dem 
Bey  wieder  etwas  Vertrauen  einzuflössen.  Der  französische 
Konsul  musste  aber  ein  scharfes  Auge  auf  die  heuchlerischen 
Umtriebe  der  englischen  Politik  halten,  die  es  vereinbaren 
konnte,  Munitionen  und  Fahrzeuge  den  Seeräubern  zu  ver- 
kaufen, aber  zugleich  als  Humanitätsapostel  die  Abschaffung 
des  Piratenunwesens  und  der  Sklaverei  zu  predigen.  »Man 
weiss«,  schrieb  am  22.  März  1816  der  französische  Konsul  De- 
voize in  Tunis  an  Talleyrand,  »dass  das  Interesse  des  engli- 
schen Handels  und  der  englischen  Schiffahrt  die  Basis  aller 
Kombinationen  der  Regierung  Englands  ist.« 

Gegen  die  Barbaresken,  empfiehlt  der  ortskundige 
Devoize,  solle  Frankreich  bloss  Gewalt  anwenden.  Edelmut 
sähen  diese  als  Schwäche  an.  Statt  zu  erkennen,  dass  sie 
nur  infolge  der  Zwietracht  der  europäischen  Mächte,  von 
denen  keine  der  andern  den  Bissen  gönne,  bestehen,  glauben 
die  Barbaresken,  sie  seien  in  Wirklichkeit  stark  genug,  einer 
europäischen  Macht  Widerstand  zu  leisten  und  dieselbe  selbst 
herauszufordern.  Durch  die  Suggestionen  seines  Konsuls  an- 
geregt, schien  Talleyrand  sehr  eingenommen  gegen  die  Skla- 
verei und  unterstützte  aufs  eifrigste  die  philanthropischen  Vor- 
schläge von  Sidney  Smith  auf  dem  Wiener  Kongress.  Die 
Meinungsverschiedenheiten  der  Mächte  auf  dem  Aachener 
Kongress  aber,  wo  Lord  Castlereagh  nicht  verheimlichen 
konnte,  dass  ihm  die  Existenz  der  Piraten  für  England  mehr 
nützlich  als  schädlich  schien,  retteten  die  Barbareskenstaaten, 
und  man  teilte  ihnen  bloss  ernste  Worte  des  Inhalts  mit,  dass, 
wenn  sie  noch  weiter  die  friedlichen  Handelsbeziehungen 
störten,  die  europäischen  Mächte  gemeinsam  gegen  sie  vor- 
gehen würden  und  zwar  in  einer  Weise,  die  ihre  Existenz 
aufs  Spiel  setze  (Protokoll  vom  20.  Nov.  1818).    Die  franzö- 
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sischen  und  englischen  Admirale  Jurien  de  la  Graviere  bezw. 
Freemantie  als  Vertreter  der  Höfe,  deren  Autorität  bei  den 
Barbaresken  am  grössten  war,  sollten  letzteren  dies  offiziell 
mitteilen.  Der  tunesische  Bey  Mahmud  gab  wie  der  Dey  von 
Algier  ausweichende  Versprechungen.  Der  französische  Kon- 
sul Devoize  hatte  Recht,  wenn  er  sagte,  dass  das  diplomati- 
sche Argument,  das  man  am  besten  in  den  Barbaresken  ver- 
stehe, die  Kanone  sei,  »ultima  ratio  regum«. 

Die  Instruktionen,  die  der  neue  französische  Konsul 
Guys  1823  bekam,  lauteten,  er  solle  die  Vorherrschaft  Frank- 
reichs in  Tunesien  wieder  gewinnen  und  sie  festigen,  er  solle 
dem  französischen  Handel  eine  gewisse  Stetigkeit  verschaffen. 
Seit  1802  hatten  Modifikationen  in  den  tunesischen  Zolltarifen 
stattgefunden;  gegenseitige  Guthaben  aus  dem  letzten  Krieg, 
noch  von  1801,  blieben  zu  regeln.  Kurz,  die  Schliessung 
eines  neuen  Vertrags  erwies  sich  als  notwendig.  Falls  der  Bey 
nicht  darauf  eingehen  wollte,  dachte  man  ihn  mit  Anwendung 
von  Waffengewalt  zu  zwingen.  Man  schloss  am  15.  Nov.  1824 
einen  Vertrag,  der  grundlegend  ist  für  die  Handelsbeziehungen 
Tunesiens  zu  Frankreich  von  1824  bis  zur  Revision  der  tu- 
nesischen Verträge  1896/97.  Die  Wichtigkeit  dieses  Vertrags 
zwingt,  darauf  näher  einzugehen. 

Die  Artikel  1  und  2  verfügen,  dass  die  Kapitulationen, 
die  zwischen  den  französischen  Herrschern  und  dem  Grand 
Seigneur  in  Konstantinopel  oder  deren  Vorgänger  zur  Auf- 
rechterhaltung der  Freundschaft  und  des  Friedens  der  ge- 
nannten Staaten  geschlossen  worden  seien,  ebenso  die  früheren 
Verträge  zwischen  Frankreich  und  Tunesien  in  Geltung 
bleiben,  mit  den  Änderungen  oder  Hinzufügungen,  die  der 
jetzige  Vertrag  enthalte.  — 

Nach  Art.  3.  sollen  die  Franzosen,  die  sich  in  dem  König- 
reich Tunesien  niedergelassen  haben,  auch  in  Zukunft  die- 
selben Privilegien  geniessen,  wie  bisher,  und  als  Angehörige 
der  meistbegünstigten  Nation  behandelt  werden.  Es  darf  in- 
folgedessen kein  Privileg  oder  Vorteil  einer  andern  Nation 
zugestanden  werden,  ohne  dass  dies  nicht  auch  für  die  fran- 
zösische »Nation«  gelte  (Nation  i.  e.  S.  nannte  man  die  in 
Tunesien  ansässigen  Angehörigen  eines  fremden  Staats).  ■ — 

Der  Art.  4  beschäftigt  sich  mit  den  Zöllen;  er  bestimmt, 
dass  die  Waren,   die  aus  Frankreich  oder  andern  Ländern 
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kommen,  unter  welcher  Flagge  es  auch  sei,  und  selbst  wenn 
diese  Länder  in  Feindschaft  mit  Tunesien  leben,  nur  3  %  ad 
val.  Zoll  zahlen  ohne  eine  andere  Abgabe  irgend  einer  Art, 
aber  immer  vorausgesetzt,  dass  die  Waren  für  Rechnung 
eines  Franzosen  sind.  Wenn  die  Waren  dem  Untertan  einer 
andern  Nation  angehören,  aber  an  einen  Franzosen  geschickt 
sind,  wird  der  Zoll  bezahlt,  wie  es  Brauch  ist  für  die  Nation, 
der  der  Fremde  angehört.  — 

Der  Art.  5  enthält  eine  Bevorzugung  Frankreichs:  von  Reis, 
Getreide,  trockenem  Gemüse,  das  ein  Franzose  einführt,  wird 
1%  Piaster  per  Kaffis,  zahlbar  an  den  Marktvorgesetzten,  er- 
hoben, ohne  weitere  Zollberechnung.  — 

Art.  6  bestimmt  die  Aufstellung  einer  Warenwerttabelle,  die 
bei  der  Zollzahlung  Anwendung  finden  soll.  — 

Der  Art.  7  sieht  den  Fall  der  Rückausfuhr  vor:  Gemäss 
den  alten  Verträgen  bezahlen  auch  ferner  alle  Waren,  die  die 
französischen  Kaufleute  einführen  und  nicht  absetzen  können, 
keinerlei  Gebühren  noch  Zoll  in  dem  Fall,  dass  die  Waren 
wieder  ausgeführt  werden.  — 

Art.  8  erlaubt  den  Franzosen  die  Umladung  ihrer  Waren, 
jedoch  nur,  wenn  dieselben  das  Land  nicht  berühren,  von 
einem  Schiff  aufs  andere,  ohne  dass  eine  Abgabe  zu  entrich- 
ten ist.  — 

Art.  9  erleichtert  den  Transit.  — 

(Art.  10  betrifft  die  Biskuitlieferungen  einer  französischen 
Bäckerei  in  Tunis  an  französ.  Schiffe.)  — 

Art.  11  bestätigt  die  Sonderrechte,  die  Israeliten  und 
Fremde  im  Dienst  von  Franzosen  in  Tunesien  hatten.  — 

Art.  12  gewährt  dem  französischen  Generalkonsul  das  un- 
beschränkte Recht  der  Wahl  und  Änderung  seines  Dienstper- 
sonals. — 

Art.  13  will  im  Fall  eines  Krieges  zwischen  Frankreich  und 
einer  andern  Macht  den  französischen  Kaufleuten,  die  unter 
einem  falschen  Namen  Waren  versenden  oder  empfangen,  die- 
selben Rechte  zugestehen,  die  sie  unter  französischem  Namen 
haben,  vorausgesetzt,  dass  sie  eine  eidliche  Erklärung  vor 
dem  französischen  Generalkonsul  bezüglich  ihrer  Identität  ab- 
geben. — 

Der  Art.  14  regelt  die  wichtige  Frage  der  Streitigkeiten  in 
Handelssachen  zwischen  Franzosen  und  Tunesiern:   es  ent- 
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scheiden  kaufmännische  Schiedsrichter  und  bei  Stimmengleich- 
heit der  Bey  in  Übereinstimmung  mit  dem  französischen 
Generalkonsul.  — 

Art.  15  gewährt  den  französischen  Schiffen  das  Meistbe- 
günstigungsrecht bezüglich  der  Anker-  und  Hafengebühren.  — 

Art.  16  beseitigt  einen  alten  Streitpunkt:  Für  den  Fall  der 
Uneinigkeit  zwischen  beiden  Regierungen  verzichten  die  Ver- 
tragschliessenden  ausdrücklich  auf  Repressalien  gegenüber 
den  privaten  Ansässigen.  — 

Art.  17  unterstellt  alle  Franzosen,  die  in  dem  »Königreich« 
Tunesien  ansässig  sind,  der  Gerichtsbarkeit  des  französischen 
Generalkonsuls  in  Tunis.  — 

Dieser  Vertrag  wurde  auf  unbegrenzte  Dauer  geschlossen; 
faktisch  blieb  er  länger  als  ein  halbes  Jahrhundert  in  Geltung. 
Eine  angehängte  Konvention  vom  selben  Datum  enthält 
eine  Abrechnung  über  die  Summen,  die  Frankreich  für  Pacht- 
zahlung der  Korallenfischerei,  Tunesien  für  die  Wegnahme 
französischer  Schiffe  schuldete. 

Eine  Reihe  Verwicklungen  waren  entstanden  wegen 
der  französischen  Konzessionen  an  der  tunesischen  Küste.  Der 
letzte  der  Verträge,  die  die  afrikanischen  Konzessionen  be- 
treffen, war  der  von  1790,  welcher  der  »Cie  royale  d'Afrique« 
das  Monopol  der  Korallenfischerei  in  den  tunesischen  Küsten- 
gewässern von  der  Insel  Tabarka  bis  zu  der  tunesisch-tripo- 
litanischen  Grenze  auf  3  Jahre  verliehen  hatte.  Nach  3 
Jahren  konnte  der  Vertrag  unter  den  gleichen  Bedingungen, 
d.  h.  um  die  Pachtsumme  von  13  500  Piaster  erneuert 
werden.  Obgleich  die  Revolution  von  1789  den  Kredit  der 
Cie  stark  erschütterte,  konnte  sich  letztere  doch  halten,  bis 
sie  durch  ein  Dekret  des  »Comite  du  salut  public«  (19.  Pluviöse 
des  Jahres  II)  aufgehoben  wurde.  Sie  kam  aber  auf  Rechnung 
des  französischen  Staats  wieder  zum  Leben,  unter  dem  Namen 
»Agence  d'Afrique«.  Faktisch  wurde  nun  die  Fischerei  frei 
ausübbar.  Es  fischte,  wer  wollte:  Korsen,  Italiener,  Pro- 
venzalen.  Das  bedeutete  für  Frankreich  den  Verzicht  auf  ein 
Privileg,  das  es  seit  2  Jahrhunderten  innegehabt  hatte.  Der 
französische  Konsul  Devoize  hatte  nach  dem  Vertrag  von  1802 
der  tunesischen  Regierung  vorgeschlagen,  den  Vertrag  von 
1790  zu  erneuern.  Unter  englischem  Einfluss  stehend  gab  der 
Bey  eine  aufschiebende  Antwort.   Aus  Angst  vor  einem  even- 
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tuellen  Sieg  der  Konkurrenz  begnügte  man  sich  mit  einer  pro- 
visorischen Entscheidung:  der  Bey  Hamuda  verpflichtete 
sich,  ausschliesslich  den  Franzosen  und  Neapolitanern  Erlaub- 
nisscheine zur  Fischerei  in  unbegrenzter  Zahl  zum  Preis  von 
6%  Piaster  pro  Fahrzeug  zu  erteilen.  Als  Neapel  von  Frank- 
reich getrennt  war,  schloss  es  1814  mit  dem  Bey  ein  Sonder- 
abkommen zu  gunsten  seiner  Fischer.  Nach  und  nach  kamen 
noch  andere  Fischer:  Genueser,  Toskaner,  Sizilianer  dazu. 
J3er  französische  Konsul  bot  für  das  Monopol  13  500,  der  sar- 
dinische 30  000,  der  englische  50  000  Piaster.  Die  englische 
Cie  erhielt  1824  den  Zuschlag.  Doch  nach  Ablauf  eines 
Jahres  kündigte  sie  schon,  da  ihr  das  Geschäft  sehr  mager 
vorkam.  Die  Franzosen  waren  im  Begriff,  sich  der  Sache 
wieder  zu  bemächtigen,  da  unterbrach  die  Blockade  von  Al- 
gier (1827)  die  Verhandlungen.  Der  Status  quo  dauerte  bis 
zum  24.  Okt.  1832,  als  Frankreich  das  ausschliessliche  Recht 
des  tunesischen  Korallenfangs  gegen  die  alte  Pachtsumme 
von  13  500  Piastern  erhielt. 

Rückblick  auf  die  besprochene  Periode. 

Bis  1830  war  die  Stellung  der  Franzosen  wie  über- 
haupt der  Europäer  in  Tunesien  ziemlich  prekär.  Die  Macht 
der  Beys  war  sehr  gebrechlich,  ihre  Unbeständigkeit  gross, 
Drohungen  der  eigenen  Untertanen  wechselten  mit  Drohungen 
des  Auslandes.  Freiheit  und  selbst  das  Leben  der  angesiedel- 
ten Europäer  schwebten  ständig  in  Gefahr  und  hingen  oft 
von  einer  Laune  des  Bey  oder  eines  Ministers  ab. 

Vergleicht  man  die  politische  und  merkantile  Stellung  der 
einzelnen  europäischen  Mächte,  die  in  Tunesien  miteinander 
um  den  Vorrang  wetteiferten,  so  sieht  man  Frankreich  Schritt 
für  Schritt  —  manchmal  zurückweichend,  um  einen  besseren 
Anlauf  zu  nehmen  —  den  Vorrang  den  andern  abgewinnen. 
Doch  erst  mit  der  Eroberung  Algiers  (1830)  sollte  auch  das 
Los  Tunesiens  besiegelt  werden.  »Frankreich  musste  die 
Oberhand  gewinnen  in  Tunesien«,  sagt  Girault  op.  cit.  III 
p.  381,  -weil  es  Herr  in  Algerien  war«. 

In  welcher  Weise  die  zollpolitischen  Massnahmen  auf 
die  Entwicklung  der  französisch  -  tunesischen  Handels- 
beziehungen einwirkten,  lässt   sich  für   diese  Zeit  bis  1830 


schwer  feststellen.  Es  liegt  nicht  im  Rahmen  der  Abhandlung, 
auf  diese  Periode  im  einzelnen  einzugehen,  und  es  ist  noch 
fraglich,  ob  sich  aus  dem  vorhandenen  Material  überhaupt 
viel  für  eine  genaue  Untersuchung  gewinnen  Hesse.  Es  sind 
einige  Zahlenangaben  über  die  Ausdehnung  des  französischen 
Handels  in  Tunesien  vorhanden;  dieselben  sind  aber  kaum, 
um  nicht  zu  sagen  überhaupt  nicht  zuverlässig.  Übrigens  sind 
die  Wertgrössen,  mit  denen  sie  rechnen,  ganz  verschieden 
von  denen  heutzutage,  und  der  Vergleich  mit  den  jetzigen 
Verhältnissen  äusserst  schwierig.  Die  niedrigen  Zölle  von 
3  %  ad  val.,  die  Frankreich  in  Tunesien  genoss,  mussten  ge- 
wiss einen  fördernden  Einfluss  auf  die  Handelsbeziehungen 
zwischen  Frankreich  und  Tunesien  ausüben.  Doch  Begünsti- 
gungszölle hatten  auch  andere  Staaten,  deren  Kriegsmacht  den 
Tunesiern  imponierte,  und  der  orientalische  Wortschwall  und 
das  Geben  von  Versprechungen,  die  man  nicht  hält,  wieder- 
holt sich  auch  in  den  Verträgen  mit  diesen.  Es  wäre  die  zu- 
verlässige Kenntnis  vieler  Momente  nötig,  um  ein  richtiges 
Urteil  darüber  zu  gewinnen,  wie  weit  die  Zölle  in  dieser 
Periode  den  Handel  zwischen  Frankreich  und  Tunesien  beein- 
flussten:  Aber,  wie  schon  gesagt,  die  entscheidende  Lösung 
aller  Handelsfragen  in  dieser  Zeit  wird  von  der  überlegeneren 
Waffengewalt  in  ihrem  brutalsten  Ausdruck  diktiert,  und  von 
den  Gegnern  Tunesiens  »war  Frankreich  bis  in  die  Napoleoni- 
sche Zeit  der  gefürchtetste  und  deshalb  der  bevorzugteste. 


2.  Kapitel: 

Die  handelspolitischen  Beziehungen  Tunesiens  zu  Frankreich 
von  der  Einnahme  Algiers  bis  zur  Okkupation  Tunesiens 

(1830—1881). 

§  1.    Förderung  des  französischen  Handels 
auf  Vertragsweg. 

Am  18.  Juli  1830,  12  Tage  nach  der  Einnahme  Algiers, 
schrieb  der  Minister  Karls  X.,  Prinz  v.  Polignac,  an  den  fran- 
zösischen Generalkonsul  De  Lesseps  in  Tunis  Instruktionen, 
wonach  der  Bey  aufzuklären  sei,  dass  die  Expedition  nach 
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Algier  nicht  nur  die  vom  Dey  erlittenen  Schmähungen  sühnen, 
sondern  auch  darauf  hinzielen  solle,  in  den  Berberstaaten  mit 
den  Einrichtungen  aufzuräumen,  die  Jahrhunderte  lang  der 
Schrecken  der  Küstenbewohner  des  Mittelmeers  gewesen  waren. 
Der  König  habe  Europa  versprochen,  mit  Waffengewalt  die 
vollständige  und  definitive  Abschaffung  der  Christensklaverei, 
des  Seeraubs,  der  Tributzahlungen  durchzusetzen.  Mit  dem  Sturz 
Algiers  müssten  sich  die  Herrscher  von  Tunis  und  Tripolis  in 
Änderungen  fügen,  die  der  jetzige  Stand  der  Zivilisation  un- 
bedingt erheische;  sie  müssten  endgültig  die  Regeln  des  Völ- 
kerrechts und  die  Prinzipien  der  modernen  Staatswirtschaft 
anerkennen  und  beobachten.  Man  müsse  der  Rückkehr  der 
Seeräuberei  vorbeugen,  indem  man  den  abenteuerlichen  Geist 
den  Tunesiern  nehme,  der  sie  zu  verbrecherischer  Spekulation 
getrieben  und  sie  gehindert  habe,  eine  andere  Lebensweise 
anzunehmen,  die  vorteilhafter  für  ihr  Land  gewesen  wäre. 
Der  Entwurf  eines  in  Paris  ausgearbeiteten  Vertrags  beglei- 
tete die  Instruktionen. 

Der  zu  schliessende  Vertrag  mit  dem  Bey  sollte  für 
diesen  folgende  Verpflichtungen  enthalten: 

1.  den  vollständigen  und  dauernden  Verzicht  auf  das  Recht 
der  Kaperei  während  eines  Krieges; 

2.  die  Abschaffung  der  Christensklaverei  auf  immer  und 
die  Befreiung  aller  Christensklaven,  die  sich  noch  in  der  Re- 
gentschaft befanden;  das  Los  der  Kriegsgefangenen  soll  in 
Zukunft  sich  nach  den  Gebräuchen  der  europäischen  Nationen 
gestalten ; 

3.  die  Achtung  der  Personen  und  des  Eigentums  fremder 
Schiffe; 

4.  die  vollständige  Unterdrückung  der  Tribute,  Geschenke, 
wie  sie  die  Regierungen  oder  ihre  Agenten  den  Beys  bisher 
bewilligten;  das  Recht,  Konsuiar-  und  Handelsagenten  in 
allen  Teilen  der  Regentschaft  zu  halten,  soll  allen  Mächten 
zustehen ; 

5.  die  Gewährung  des  Monopols  der  Korallenfischerei  an 
Frankreich,  so  wie  es  dies  Land  früher  besessen;  es  hat  in 
Zukunft  keine  Entschädigung  mehr  dafür  zu  zahlen; 

6.  Zusicherung  absoluter  Handelsfreiheit;  der  tunesische 
Staat  darf  die  Landeserzeugnisse  nicht  mehr  auf  eigene  Rech- 
nung aufkaufen  oder  damit  einen  Monopolhandel  treiben. 
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Indem  Frankreich  sich  enthielt,  neue  Handelsvorteile  für 
sich  speziell  zu  verlangen,  abgesehen  von  dem  Privileg  der 
Korallenfischerei,  zeigte  es,  dass  es  wirklich  in  einer  euro- 
päischen, gemeinnützigen  Absicht  handelte,  und  sein  Erfolg 
war  um  so  gewisser.  Der  Vertrag  räumte  den  Franzosen  bloss 
das  Recht  ein,  alle  Vorteile,  Begünstigungen,  die  andern  Na- 
tionen zuteil  werden  könnten,  mitzuerhalten.  Der  neue  Ver- 
trag sollte  alle  früheren  Verträge,  die  Frankreich  mit  Tune- 
sien geschlossen,  und  die  Kapitulationen,  die  Frankreich  in  der 
Türkei  erlangt  hatte,  für  Tunis  bestätigen.  Polignac  gewährte 
dem  Bey  eine  Frist  von  8  Tagen,  innerhalb  deren  er  die  Ver- 
tragsbedingungen zu  unterzeichnen  habe,  andernfalls  man  zu 
Waffengewalt  greifen  werde.  Der  Vertrag  datiert  vom 
8.  August  1830.  Europa  konnte  durch  diesen  Vertrag  nur  ge- 
winnen, denn  dem  tunesischen  Seeräuberwesen  war  damit  der 
Todesstoss  gegeben.  Frankreich  kam  seinem  Ziel  näher.  In 
dem  europäischen  Mandat  Frankreichs  musste  der  Bey  einen 
Beweis  der  bevorzugten  Stellung  sehen,  die  Europa  dem 
französischen  Einfluss  in  Tunesien  zuzugestehen  schien. 

In  der  nun  folgenden  Periode  bis  1881  wird  kein  Vertrag 
geschlossen,  der  die  politischen  oder  merkantilen  Beziehungen 
zwischen  Frankreich  und  Tunesien  direkt  ändert,  und  dasselbe 
Zollregime  hat  so  fortgedauert. 


§  2.     Hebung   der  französischen  Handels- 
interessen   infolge    Gewinnung    und  Aus- 
beutung der   politischen  Vorherrschaft. 

Frankreich  arbeitet  in  dieser  Periode  eifrig  auf  eine 
Besitzergreifung  Tunesiens  in  irgend  einer  Form  hin  und 
sucht  seine  Handelsbeziehungen  zu  Tunesien  indirekt,  aber 
auf  ebenso  sicherem  Wege,  immer  enger  zu  gestalten. 

Die  Regierung  Louis  Philippe' s  hatte  sich  nach  einigem 
Zögern,  das  der  Unkenntnis  des  Landes  und  der  Verhältnisse 
entsprang,  definitiv  entschlossen,  Algerien  zu  halten.  Die 
Festigung  und  Erhaltung  des  algerischen  Besitzes  war  für 
Frankreich  im  Prinzip  zum  Zweck  geworden,  der  die  An- 
wendung des  tunesischen  Mittels  in  jeder  Form  sanktionierte. 
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Für  die  Verteidigung  Algeriens  kann  Frankreich  wegen  der 
vitalen  Notwendigkeit  der  eigenen  Verteidigung  das  Mutterland 
von  bedeutenderen  Streitkräften  nicht  entblössen.  Ein  fran- 
zösisches Algerien  erfordert  deshalb  einen  schwachen  Nach- 
barn, und  ein  isoliertes  Tunesien  war  der  gewünschte 
schwache  Staat.  Die  Türkei,  die  früher  eine  faktische,  aber 
damals  kaum  noch  eine  nominelle  Suzeränität  über  Tunesien 
ausübte,  mühte  sich,  unterstützt  von  England,  ihre  frühere 
Stellung  wieder  zu  gewinnen.  Tunesien  als  Vasallenstaat  und 
damit  Bestandteil  des  grossen  ottomanischen  Reiches  war  für 
Frankreich  unannehmbar;  ganz  Europa  hätte  sich  dann  dafür 
interessiert  (Orientalische  Frage).  Tunesien  sollte  vorläufig 
in  seiner  Isolierung  gehalten  werden.  Bei  der  damals  vor- 
herrschenden Stellung  Frankreichs  im  Mittelmeer  —  Italien 
existierte  nur  geographisch,  England  sass  noch  nicht  in  Egyp- 
ten —  würde  dann  Tunesien  mit  der  Zeit  wie  jeder  kleine, 
schwache  Staat  dem  Gesetz  der  Gravität  gemäss  nach  der 
starken  Stellung  Frankreichs  in  Algerien  von  selbst  hinneigen. 
Das  war  die  negative  Seite  der  französischen  Politik  in  Tu- 
nesien: jede  andere  Macht  soll  abseits  gehalten  werden  (die 
Wiederholung  davon  bietet  mut.  mut.  auf  der  andern  Seite 
von  Algerien  die  heutige  französische  Politik  in  Marokko).*) 
Andrerseits  bedurfte  die  Ruhe  Algeriens  geordneter  innerer 
Zustände  des  Nachbarstaats.  Bei  dem  engen  Zusammenhang 
der  mohammedanischen  Bevölkerung  pflanzt  sich  ein  Aufstand, 
besonders  religiöser  und  dann  um  so  gefährlicherer  Art,  leicht 
von  einem  Staat  zum  andern  fort.  Algerische  Aufständische 
fänden  Asyl  und  Operationsbasis  in  Tunesien.  Ein  Aufstand 
in  Tunesien  konnte  leicht  die  Algerier  aufmuntern  und  ihnen 
Verstärkung  zuführen.  Das  Streben  nach  Herstellung  der 
inneren  Ordnung  in  Tunesien  durch  einen  Frankreich  will- 

*)  Eine  Analogie  in  den  allgemeinen  Zügen  der  französischen  Politik 
rechts  und  links  von  Algerien  wird  heute  schon  jeder  unbefangene  Beobachter 
der  Vorgänge  feststellen  können.  Verfrüht  wäre  es  jedoch,  im  einzelnen  bei 
dieser  Abhandlung  die  Politik  Frankreichs  in  Marokko  heranzuziehen.  Es  mag 
der  allgemeine  Hinweis  auf  ein  politisches  Rezept  genügen,  das  in  Tunesien 
zum  besten  Erfolg  geführt  hat  und  unfehlbar  —  trotz  aller  Wahrung  des  Scheins  — 
ein  gleiches  Resultat  in  Marokko  erzielen  wird,  es  müsste  denn  sein,  daß  ein 
Widerstand  in  und  ausserhalb  des  letzteren  Landes  von  weniger  schwachen  und 
weitsichtigeren  Elementen  als  bislang  (1910)  ausginge.  — 
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fährigen  Machthaber,  den  jeweilig  regierenden  Bey,  ist  die 
positive  Seite  der  französischen  Politik. 

Man  rät,  d.  h.  drängt  dem  Bey  Achmed  (1837—55)  Re- 
formen europäischen  Stils  auf,  die  ein  orientalischer  Herrscher, 

—  der  zudem  vor  seiner  Thronbesteigung  der  Sitte  gemäss 
abseits  gehalten  und  zur  Regierung  gar  nicht  vorbereitet  wird, 

—  unmöglich  selbständig  ausführen  kann.  »Da  wiederholt 
sich  die  alte  Geschichte  der  Intervention  des  Stärkeren  beim 
Schwächeren,  des  Europäers  beim  Orientalen;  man  beginnt 
mit  kleinen  Dienstleistungen,  man  hört  auf  mit  der  Okkupation. « 
(P.  H.  X.  la  politique  frangaise  en  Tunisie.  p.  2.)  Dem  Bey 
Achmed  brachte  man  auf  einer  Reise  nach  Frankreich  den 
Geschmack  für  europäischen  Luxus  bei;  er  stürzte  sich  dann 
in  tolle  Ausgaben,  baute  einen  Kriegshafen  Porto-Farina,  der 
richtiges  europäisches  Aussehen,  aber  nur  kein  Wasser  hatte, 
ein  Schloss  ä  la  Versailles,  Mohammedia,  das  einen  ebenso 
langen  Bestand  hatte  als  das  Leben  seines  Erbauers;  er  schuf 
eine  Armee,  die  nur  in  der  Kleidung  der  französischen  ähn- 
lich sah  usw.  Diese  Ausgaben  nützten  selbstverständlich  den 
europäischen,  d.  h.  den  französischen  Kaufleuten  und  Liefe- 
ranten, wenn  auch  dieser  Zweck  bei  Einführung  der  Refor- 
men nicht  in  den  Vordergrund  trat. 

Bis  zu  dem  Krimkrieg,  der  Frankreich  zu  Bundesgenossen 
der  Türkei  und  Englands  machte,  hatte  Frankreich  ein  ziem- 
lich leichtes  Spiel  gehabt.  Nach  dem  Krimkrieg  hatte  der 
Sultan  von  Konstantinopel  sich  verpflichtet,  sein  Reich  nach 
europäischer  Art  zu  reformieren.  Tunesien,  das  auf  der  Seite 
der  Türkei  und  deren  Verbündeten  im  Krimkrieg  gestanden 
hatte,  sollte  ebenfalls  solche  Reformen  wie  die  Türkei  ein- 
führen; seine  Verbündeten,  Frankreich  und  England,  forder- 
ten es  dazu  auf.  Der  Bey  Mohammed  (1855 — 1859)  bewilligte 
1857  eine  Konstitution,  wonach  alle  Bewohner  Tunesiens, 
gleichgültig  ob  Mohammedaner,  Israeliten  oder  Christen  vor 
dem  Gesetz  gleich  sein  sollten.  Für  diese  Ratschläge  erlangte 
der  französische  Konsul  L.  Roches  vom  Bey  wichtige  Vor- 
teile für  die  Franzosen  in  Tunesien,  vor  allem  das  Tele- 
graphenmonopol, die  Wiederherstellung  der  römischen  Wasser- 
leitung vom  Berg  Zaghouan  nach  Tunis.  Der  englische  Kon- 
sul Wood  erhielt  das  Recht,  eine  Eisenbahn  von  Tunis  nach 
La  Goletta  zu  bauen.    Noch  andere  wirtschaftliche  Vorteile 
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wurden  den  Engländern  bewilligt;  doch  die  englischen  Kapi- 
talisten hatten  nur  wenig  Zutrauen  und  blieben  auch  in  der 
Folgezeit  trotz  der  Anstrengungen  ihres  Konsuls  im  allgemei- 
nen ziemlich  zurückhaltend.  Die  Marseilleser  Kaufieute  da- 
gegen, die  von  jeher  rege  Beziehungen  zu  Tunesien  unter- 
hielten, kannten  besser  die  Ortslage  und  wussten  am  geeig- 
neten Platze  Handelskredit  zu  gewähren,  was  in  kapitalarmen 
Ländern  wie  Tunesien  eine  Vorbedingung  des  Handelser- 
folgs ist. 

Solange  Frankreich  eine  Vormachtstellung  in  Europa 
hatte,  war  sein  Ansehen  und  sein  Einfluss  auch  in  Tunesien 
vorherrschend.  Das  Prestige  Frankreichs  minderte  sich  von 
1860  an  in  Europa  und  damit  zugleich  in  Tunesien.  Der  fran- 
zösische Konsul  konnte  nicht  mehr  den  gleichen  Einfluss  wie 
vorher  ausüben.  Das  Land  war  aber  unfähig,  die  eingeführ- 
ten Reformen  allein  durchzuführen.  Diese  Reformen  führten 
Tunesien  seinem  Untergang  entgegen,  weil  eine  Konstitution 
ein  unverdaulicher  Fremdkörper  in  einem  orientalischen  Or- 
ganismus ist.  Der  Oberste  Rat,  eine  Art  Parlament,  hatte 
sehr  hohe  Prärogative  erhalten  und  nutzte  diese  unter  Führung 
eines  skrupellosen,  habsüchtigen  Ersten  Ministers  zur  Aus- 
saugung des  Landes  und  persönlichen  Bereicherung  aus.  Eng- 
land sah  ruhig  zu,  Hess  Frankreich  als  den  Geber  der  Rat- 
schläge gelten,  die  nun  den  Ruin  des  Landes  herbeiführten 
und  damit  den  Namen  Frankreichs  der  tunesischen  Bevölke- 
rung gehässig  machten. 

1862  schuldet  der  Staat  in  Tunesien  als  innere  Anleihe 
28  Millionen  Francs  zu  einem  Zinsfusse  von  mindestens  12 
bis  13  % .  Um  diese  Schuld  zu  konvertieren,  wird  im  Mai 
1863  eine  Anleihe  von  35  Millionen  Francs  bei  Pariser  Banken 
gemacht.  Doch  von  diesen  35  Millionen  gelangen  bloss  5% 
Millionen  in  die  Kasse  des  Bey,  der  Rest  blieb  in  den  Händen 
der  Vermittler  und  des  Ersten  tunesischen  Ministers  hängen. 

Um  ein  solches,  für  den  Ersten  Minister  einträgliches  Ge- 
schäft wiederholen  zu  könen,  ist  eine  neue  grosse  Ausgabe 
nötig.  Die  Gelegenheit  dazu  soll  die  Unterdrückung  eines 
Aufstandes  bieten,  den  die  Verdopplung  der  Kopfsteuer  erst 
hervorrufen  wird.  Frankreich,  dessen  Aufmerksamkeit  auf  euro- 
päische Ereignisse  gerichtet  ist,  und  das  sich  wenig  für  Tu- 
nesien zu  interessieren  scheint,  beruft  England  und  Italien  zu 
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einer  gemeinsamen  Flottendemonstration  und  teilt  damit  offi- 
ziell seinen  Einfluss  in  Tunesien  mit  diesen  beiden  Mächten. 
Frankreich  liegt  es  daran,  bloss  die  Türkei  von  der  Beteili- 
gung abzuhalten;  es  soll  sich  den  Türken  nicht  die  Gelegen- 
heit bieten,  festen  Fuss  in  Tunesien  zu  fassen.  Ohne  Ein- 
ladung nimmt  die  Türkei  dennoch  an  der  Demonstration  teil, 
hierin  ganz  dem  Wunsche  Englands  entsprechend.  Der  Bey 
reduziert  die  Steuer  und  schafft  die  Konstitution  ab  (1864). 
Ungeheure  Erpressungen  lassen  das  Volk  verarmen,  da  ihm 
die  Steuerpächter  Produktionsmittel:  Pflüge,  Arbeitstiere,  selbst 
die  Saat  konfiszieren.  Das  Land  ist  ausgepresst  und  kann 
nichts  mehr  geben.  Eine  neue  Anleihe  ist  nun  nötig:  25  Milli- 
onen werden  in  Paris  unter  sehr  ungünstigen  Bedingungen 
aufgenommen,  denn  Tunesien  steht  infolge  seiner  Verarmung 
im  Ruf  eines  schlechten  Zahlers.  Sehr  wenig  von  der  ge- 
liehenen Summe  kommt  in  die  Hände  des  Bey  geradeso  wie 
bei  der  ersten  Anleihe.  Als  Garantie  dieser  Anleihe  sind  die 
Zölle  bestimmt,  deren  Einnahmen  leicht  kontrollierbar  sind. 

Cholera,  Hungersnot,  Pest,  Typhus,  ein  neuer  Aufstand, 
unbegründete  Konfiskationen  und  Hinrichtungen  reicher  Leute, 
Erpressungen  jeder  Art  kennzeichnen  die  Geschichte  der  fol- 
genden Jahre.  Unter  den  Naturallieferungen,  die  einen  Teil 
der  Anleihe  von  1865  bildeten,  befanden  sich  für  3%  Millionen 
schlechte  Schiffe  und  Kanonen.  Ein  weiterer  Teil  bestand 
auch  in  einer  bedeutenden  Menge  Kupferstücke.  Als  während 
der  Hungersnot  die  Steuern  zu  wenig  einbrachten,  wurden 
diese  Kupferstücke  in  Umlauf  gesetzt,  aber  mit  einem  Nomi- 
nalwert, der  dreimal  höher  als  der  Metallwert  war,  sodass 
sie  selbst  der  Binnenhandel  angesichts  dieser  zu  grossen  Diffe- 
renz und  dem  zu  geringen  Kredit  des  Landes  nur  nach  Ge- 
wicht akzeptierte:  der  Preis  aller  Lebensmittel,  der  bei  der 
herrschenden  Hungersnot  schon  hoch  genug  war,  stieg  plötz- 
lich ums  Dreifache.  Der  Handel  geriet  ins  Stocken:  Marseiller 
Kaufleute  verweigerten  die  Waren,  die  sie  in  Tunis  bestellt 
hatten.  Die  Eingeborenen  müssen  plündern,  um  sich  Nahrung 
zu  verschaffen.  Die  Läden  schliessen,  und  viele  Kaufleute 
gehen  in  ihrer  Existenz  zugrunde.  Eine  Handelskrisis  folgt 
der  Hungersnot. 

Eine  europäische  Intervention  scheint  unausbleiblich,  um 
die  europäischen  Interessen,  vor  allem  die  Finanzen  des  Lan- 


des  zu  retten.*)  Die  Höhe  der  Anleihe  von  1863  und  1865 
in  Paris  hätte  eine  Intervention,  wenigstens  Frankreichs,  in 
die  tunesischen  Finanzen  gerechtfertigt. 

Der  Bey  war  aber  nicht  nur  in  Paris,  sondern  überdies 
den  europäischen  Kaufleuten  in  Tunesien  verschuldet,  die 
wieder  grösstenteils  Franzosen,  aber  auch  Italiener  und  Mal- 
teser waren,  letztere  englische  Untertanen.  Diese  Gläubiger 
des  Bey  hatten  keine  Bürgschaft  für  ihre  Darlehen  erhalten. 
Der  englische  und  italienische  Konsul  suchten  daher  die  Gut- 
haben ihrer  Zugehörigen  auf  eine  solche  Grundlage  zu  bringen, 
dass  dieselben  der  Anleihe  in  Paris  gleichgewichtig  zur  Seite 
gestellt  werden  konnten,  um  dadurch  ebenfalls  ein  Anrecht 
auf  Intervention  zu  gewinnen.  Den  tunesischen  Ersten 
Minister,  dessen  politisches  Ziel  auf  die  Schaffung  eines  neu- 
tralen Staats  nach  dem  Muster  Belgiens  hinausging,  gewann 
man  für  den  Plan.  Man  forderte  die  Gläubiger  des  Bey  auf, 
ihre  Guthaben  gegen  Obligationen  eines  bestimmten  Typs,  zu 
12  %  verzinslich  und  amortisierbar,  zu  präsentieren.  An  der 
1.  Konversion  vom  2.  März  1867  nahmen  nur  die  englischen 
und  italienischen  Gläubiger  teil,  an  den  3  folgenden  vom  1.  8.. 
1.  9.  1867,  1.  1.  1868  neben  ihnen  noch  die  französischen. 
Eine  vierte  Ausgabe  von  Obligationen,  die  Schuldscheinen 
gar  nicht  mehr  entsprachen,  wurde  beinahe  ganz  zu  einem 
Schleuderpreis  in  England  untergebracht.  Den  Inhabern  dieser 
Obligationen  gab  man  Garantien,  aber  dieselben,  welche  für 
die  Geldgeber  der  zwei  äusseren  Anleihen  schon  bestimmt 
waren,  nämlich  die  Einnahmen  aus  der  Medjba,  der  Kopf- 
steuer, und  den  Zöllen.  In  genauer  Kenntnis  der  tunesischen 
Sitten  glaubten  die  Inhaber  der  konvertierten  Schuldtitel  nichts 
Eiligeres  tun  zu  müssen,  als  die  direkte  Verwaltung,  ohne 
Kontrolle,  der  schon  den  Pariser  Gläubigern  verpfändeten  Ein- 
künfte übernehmen  zu  müssen;  sie  konstituierten  sich  als 
lokale  Finanzkommission. 

Die  Gläubiger  in  Paris  wehrten  sich  dagegen,  um  so 
mehr,  als  ihre  Zinsscheine  für  das  laufende  Jahr  nicht  eingelöst 

*)  Die  nähere  Besprechung  der  finanziellen  Verhältnisse  Tunesiens  dürfte 
nötig  sein,  weil  die  Zölle  in  enger  Beziehung  zu  den  Finanzen  des  tunesischen 
Staates  stehen,  indem  erstere  fast  durchweg  einen  finanziellen  Charakter  haben. 
Ein  Eingreifen  in  die  Finanzen  bringt  hier  notwendig  einen  Eingriff  in  die 
Zollordnung  mit  sich.  Ausserdem  gaben  überhaupt  die  schlechten  Finanzen 
Tunesiens  in  erster  Linie  Anlass  zum  Verlust  seiner  Selbständigkeit. 
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wurden.  Es  wurde  nun  ein  Übereinkommen  getroffen  zwischen 
der  französischen  Regierung  und  dem  Bey,  am  4.  April 
1868,  wonach  Frankreich  eine  Kommission,  fast  nur  aus  Fran- 
zosen bestehend,  einsetzen  sollte,  die  alle  Einnahmen  der  Re- 
gentschaft besorgen  und  dieselben  unter  die  Gläubiger  und 
den  tunesischen  Staat  jährlich  verteilen  würde.  London  und 
Florenz  verweigern  die  Anerkennung  dieses  Übereinkommens, 
beanspruchen  ihr  Recht  auf  Intervention,  zu  der  sie  ja  durch 
die  Franzosen  selbst  schon  1864  eingeladen  worden  waren. 
Frankreich  gibt  nach,  da  sein  Hauptaugenmerk  auf  die  Rhein- 
grenze gerichtet  ist.  Italien  kann  1868  einen  Vertrag 
mit  Tunesien  schliessen,  wonach  es  sehr  weitgehende  Rechte 
für  seine  Angehörigen  und  ausserdem  eine  wichtige  Kon- 
zession, die  Ausbeutung  der  Bleiminen  des  Djebel  Rsas 
erhält. 

Es  tritt  eine  internationale  Finanzkommission  durch  De- 
kret des  Bey  vom  5.  Juli  1869  ins  Leben.  Dieselbe  ist  gebil- 
det aus  einem  Comite  executif,  bestehend  aus  2  Tunesiern  und 
1  Franzosen  —  letzterer  hatte  die  Hauptarbeit  der  ganzen 
Kommission  zu  leisten  — ,  das  die  Finanzverwaltung  der  Re- 
gentschaft leiten  soll  unter  der  Aufsicht  eines  Comite  de  con- 
tröle,  bestehend  aus  2  Italienern,  2  Anglo-Maltesern,  diese  vier 
gewählt  in  Tunis  von  den  Gläubigern  der  innern  Schuld,  2 
Franzosen,  delegiert  von  den  Inhabern  der  äussern  Schuld. 
Die  erste  Sorge  ist,  die  Titel  und  Höhe  der  Schulden  genau 
festzustellen.  Die  schwebende  Schuld,  die  der  Erste  Minister 
1867  durch  die  Ausgabe  von  40  Millionen  Obligationen  kon- 
vertiert hatte,  war  beständig  angewachsen.  Ihre  Höhe  stellte 
die  Kommission  auf  55  Millionen  fest.  Das  brachte  die  Ge- 
samtschuld auf  155  Millionen  Francs  (35  +  25  -f  40  +  55), 
wofür  jährliche  Zinsen  von  über  19  Millionen  Francs  gezahlt 
werden  sollten.  Da  Tunesien  nicht  die  Einnahmen  besass,  die 
auch  nur  annähernd  an  die  Höhe  der  zu  zahlenden  Zinsen 
heranreichten,  so  kam  man  —  wollte  man  nicht  die  Zahlungs- 
unfähigkeit erklären  —  am  23.  März  1870  zu  einem  Arrange- 
ment, wies  zweifelhafte  Titel  ab,  und  reduzierte  so  die  Ge- 
samtschuld auf  125  Millionen,  verzinslich  zu  5  % .  Tunesien 
hatte  danach  jährlich  6  250  000  Francs  Zinsen  zu  zahlen.  Die 
ganze  Schuld  wandelt  man  in  neue  Obligationen  von  einem 
einzigen  Typ  um,  mit  einem  Nominalwert  von  500  Frcs.  (zum 
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Kauf  wert  130).  Man  gibt  den  Gläubigern  diese  Obligationen, 
die  nun  die  konsolidierte  tunesische  Schuld  repräsentieren. 
Als  Garantie  für  diese  Schuld  werden  die  Einkünfte  der  Re- 
gentschaft, die  man  auf  13  Millionen  Frcs.,  freilich  zu  hoch, 
einschätzte,  zur  Hälfte  der  Finanzkommission  überlassen;  die 
andere  Hälfte  fliesst  in  die  Staatskasse.  Die  Finanzkommission 
setzt  eine  »Administration  des  revenus  conc£des«  ein,  die  mit 
souveräner  Gewalt  ausgestattet  ist  und  bloss  von  dem  »Comite 
ex£cutif«  überwacht  wird.  Die  Einkünfte,  die  dieser  Verwal- 
tung zugesichert  sind,  hat  man  aus  denen  ausgewählt,  die  am 
leichtesten  und  sichersten  eingehen:  Zölle,  Marktgebühren 
u.  dgl.  Die  Zölle  waren  die  nächstdem  ertragreichste  Ein- 
nahmequelle Tunesiens.  Als  1872  der  Einfuhrzoll  von  3  % 
auf  8  %  erhöht  wurde,  mussten  sie  noch  mehr  einbringen.  Für 
den  Fall,  dass  die  überlassenen  Einkünfte  zur  Deckung  der 
Zinsen  und  der  Verwaltungskosten  der  »Adm.  d.  r.  c«: 
Summa  6%  Millionen  Frcs.  nicht  ausreichen,  sollte  der  Staat 
aus  den  ihm  zufiiessenden  Einkünften  Zuschüsse  leisten;  ein 
eventueller  Überschuss  der  Einkünfte  der  »Adm.  d.  r.  c.«  soll 
zur  Amortisation  der  Schuld  dienen.  Man  liess  der  Regierung 
nichts  mehr  zum  Leben  übrig,  und  zuviel  Fasten  sollte  ihr 
ebenso  schädlich  werden  wie  die  frühere  Verschwendung. 
Allerdings  hat  die  Finanzkommi'ssion  in  dem  durch  die 
Korruption  verwüsteten  Land  wieder  etwas  Ordnung  und  Ehr- 
lichkeit geschaffen,  obwohl  ihre  Arbeit  viele  Hindernisse  in 
der  engen  Eingrenzung  des  Mandats,  der  Zwietracht  unter 
ihren  Mitgliedern,  dem  Eingriff  der  absoluten  Macht  des  Bey 
und  den  Intriguen  seiner  Umgebung  zu  überwinden  hatte. 

Als  der  Krieg  1870/71  Frankreich  in  Europa  beschäf- 
tigte, war  Italien  nahe  daran,  den  Moment  zu  einem  Schwert- 
streich in  Tunesien  zu  benutzen.  Die  Türkei  wurde  wieder 
von  England  in  den  Vordergrund  geschoben;  ein  Firman  aus 
Konstantinopel  (1871)  konsekrierte  die  Suzeränität.  Der  eng- 
lische Konsul  Wood  erhielt  am  23.  August  1871  für  eine  eng- 
lische Gesellschaft  die  Konzession  zum  Bau  einer  Eisenbahn 
von  La  Goletta,  der  Eingangspforte  Tunesiens,  nach  Tunis. 
Ein  dahin  gehendes  Versprechen  war  schon  10  Jahre  früher 
gegeben,  da  aber  kein  Gebrauch  davon  gemacht  worden  war, 
jetzt  nicht  mehr  bindend;  deshalb  erneuerte  man  die  Kon- 
zession.   1874  erlangte  Wood  sogar  die  Konzession  der  Eisen- 
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bahn  von  Tunis  nach  Algerien.  Die  Compagnie  fand  aber 
keine  Kapitalien,  und  die  Konzession  wurde  hinfällig.  Am 
8.  Mai  1876  erhielt  sie  eine  französische  Gesellschaft,  die  so- 
fort die  Arbeiten  in  Angriff  nahm  und  in  4  Jahren  beendete. 
Kurz  darauf  bewilligte  der  Bey  die  Verbindung  dieser  Linie 
mit  dem  algerischen  Eisenbahnnetz :  Böne — Guelma ;  der  Betrieb 
der  algerischen  und  tunesischen  Linie  geriet  in  die  Hände  ein 
und  derselben  Cie,  der  der  französische  Staat  eine  6  %  ige  Zins- 
garantie für  das  in  der  Unternehmung  befindliche  Kapital  gab. 

Als  den  Ersten  Minister  Mustapha  Khaznadar  der  General 
Khereddin  (1873)  ersetzte,  konnte  das  Land  unter  einer  geord- 
neten Verwaltung  sich  etwas  erholen;  auf  die  Nachricht  vom 
Sturz  Khereddins  (1877)  sank  an  der  Börse  sofort  der  Kurs 
der  tunesischen  Obligationen.  Damals  war  der  türkisch-russi- 
sche Krieg  im  Gange,  in  dem  Tunesien  den  Türken  Geldsub- 
sidien  zukommen  Hess  und  eine  Armee  bildete,  die  aber  erst 
nach  Friedensschluss  aufgestellt  war.  Das  konnte  den  Glauben 
erwecken,  dass  die  Pforte  eine  Suzeränität  über  Tunesien  aus- 
übe. Die  Ohnmacht  jedoch,  in  welche  die  Türkei  durch  ihre 
Niederlagen  versetzt  wurde,  machte  eine  Verwirklichung  aller 
derartigen  Ansprüche  illusorisch. 

Auf  dem  Berliner  Kongress  (1878)  gibt  Lord  Salis- 
bury,  um  französischerseits  Verzeihung  für  die  Besetzung  Cy- 
perns  zu  erlangen,  dem  französischen  Minister  des  Auswärtigen, 
Waddington,  Carte  blanche  in  Tunis  und  verspricht  die  Abberu- 
fung des  englischen  Agenten  in  Tunis,  Wood,  der  sich  zum  Haupt- 
ziel seiner  Tätigkeit  die  Schädigung  der  französischen  Stellung 
im  Mittelmeer  gesetzt  hatte.  Die  englische  Regierung  sah  die 
Franzosen  immerhin  noch  lieber  als  die  Italiener  in  Tunis. 
Italien,  das  schon  Pantellaria,  Sizilien,  Sardinien  besass,  hätte 
sonst  die  Macht  erhalten,  die  Verbindung  des  Ost-  und  West- 
teils des  mittelländischen  Meeres  zu  sperren;  die  Neutralität 
des  Meeres  hoffte  England  leichter  zu  wahren,  wenn  die  zwei 
Seiten  des  Durchgangs  verschiedenen  Mächten  angehören 
würden.  Was  die  Stellungnahme  Deutschlands  zur  tunesischen 
Frage  angeht,  so  wusste  man  in  Frankreich,  dass  Bismarck 
—  entsprechend  den  damaligen  Bedürfnissen  Deutschlands  — 
lieber  die  Ablenkung  der  französischen  Bestrebungen  auf  ko- 
loniale Eroberung  statt  ihre  Konzentrierung  nach  der  Rhein- 
grenze hin  sah. 

Bertrand,  Zollpolitische  Verhältnisse.  3 
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Dass  Frankreich  jetzt  noch  nicht  den  definitiven  Schritt 
in  Tunesien  tat,  lag  bloss  an  der  Abneigung  eines  grossen 
Teils  der  öffentlichen  Meinung  gegen  jede  Operation  ausser- 
halb Europas,  wodurch  die  Kraft  zersplittert  würde,  die  für 
die  Revanche  aufgespart  bleiben  sollte.  Der  französische 
Generalkonsul  in  Tunis,  Roustan,  war  indessen  sehr  tätig  und 
Hess  keine  Gelegenheit  vorbeigehen,  französisches  Kapital 
mangels  Leuten,  an  denen  die  Konkurrenten  Italien  und  das 
englische  Malta  Überfluss  hatten,  nach  dem  Lande  zu  ziehen. 
Die  Gegner  der  französischen  Sache  fanden  einen  Stützpunkt 
in  einem  Franzosen  selbst,  dem  Vizepräsidenten  des  »Comite" 
executif«,  dessen  Hauptangelegenheit  die  Verteidigung  des 
neutralen,  internationalen  Finanzinteresses  war.  Eine  private 
Streitigkeit  De  Sancy's  wusste  dann  aber  Roustan  für  die  fran- 
zösische Regierung  auszunützen,  um  die  Kommission  mit 
einem  Ultimatum  zum  Nachgeben  zu  zwingen. 

Als  offener  Gegner  blieb  jetzt  nur  noch  Italien  übrig, 
ein  Italien  ohne  Bundesgenossen  (1878 — 80),  mit  schlechten 
Finanzen,  einem  Heere,  das  noch  in  der  Reorganisation  be- 
griffen war.  Freilich  fand  die  italienische  Sache  eine  starke 
Förderung  durch  den  in  der  mohammedanischen  Welt  erfahre- 
nen Generalkonsul  Maccio,  den  patriotischen  Eifer  der  Irreden- 
tisten und  den  Geschäftseifer  der  reichen  Livorneser  Juden  in 
Tunis.  Es  glückte  allerdings  Maccio  nicht,  den  Franzosen  das 
Monopol  der  Ausbeutung  der  Telegraphenlinien  zu  entreissen, 
wohl  aber  die  Linie  Tunis — La  Goletta  von  der  englischen  Ge- 
sellschaft, die  nur  mit  Verlust  gearbeitet  hatte,  um  den  Preis 
von  4125000  Frcs.,  dem  Vierfachen  des  wirklichen  Werts,  für 
die  italienische  Cia  Rubattino  zu  erstehen  (7.  Juli  1880).  Ob- 
wohl der  italienischen  Regierung  seitens  der  französischen 
das  Versprechen  der  Interventionsenthaltung  bezüglich  des 
Ankaufs  der  Konzession  abgenommen  war,  hatte  das  Kabinett 
von  Rom  dennoch  der  Cia  Rubattino  im  voraus  eine  Ga- 
rantie zugesagt.  (Jules  Ferry  gab  später  als  eine  entferntere 
Veranlassung  der  französischen  Okkupation  Tunesiens  den  An- 
kauf der  kleinen  Eisenbahn  Tunis — La  Goletta  durch  die 
Italiener  an).  Die  italienische  Kammer  genehmigte  sofort  die 
Xinsgarantierung  der  Ankaufssumme,  der  zur  Aufbesserung 
der  Linie  nötigen  Summen,  und  bewilligte  der  Gla  Rubattino 
Subventionen,  damit  deren  Schiffe  öftere  Fahrten  unternehmen 
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und  durch  ihren  Transport  die  Tätigkeit  der  Eisenbahnlinie 
von  Tunis  nach  dem  Meer  hin  fördern  könnten.  Als  Gegen- 
stück dieses  italienischen  »Sieges«  verlangte  und  erhielt 
Roustan  vom  Bey  für  die  Cie  Böne-Guelma  die  Konzession 
für  Eisenbahnen  von  Tunis  nach  Biserta  und  von  Tunis 
nach  Susa,  auf  welchem  Wege  die  bestehende  französi- 
sche Eisenbahnlinie  Zutritt  zum  tunesischen  Meer  ge- 
winnen würde,  sowie  die  Konzession  des  Hafenbaus  von 
Tunis,  wodurch  Tunis  als  Endpunkt  der  französischen 
Eisenbahnlinie  Böne-Guelma — Tunis  direkt  mit  dem  Meer 
in  Verbindung  treten  konnte  (durch  einen  späteren  Kanal- 
bau von  Tunis  nach  La  Goletta).  Doch  kaum  hat  die 
französische  Cie  den  Bau  einer  neuen  Eisenbahnlinie  in  An- 
griff genommen,  als  der  Bey  ihr  denselben  untersagt.  Der 
Erste  Minister  Mustapha  Ismail,  den  Maccio  gegen  Frankreich 
gewonnen,  verbietet  den  Eingeborenen,  ihre  Güter  an  Fran- 
zosen zu  verkaufen.  Trotz  des  Frankreich  bewilligten  Tele- 
graphenmonopols darf  die  Cia  Rubattino  einen  Draht  zwischen 
Tunis  und  La  Goletta  ziehen  (Januar  1881).  Mit  der  Affäre 
Enfida  sucht  man  noch  die  öffentliche  Meinung  in  England,  die 
das  Interesse  eines  englischen  Schützlings  wahren  soll,  für  die 
Sache  der  Gegner  Frankreichs  zu  gewinnen.  Trotzdem  aber 
1881  das  liberale  Ministerium  Gladstone  das  konservative  von 
1878  ablöste,  blieb  England  (das  überdies  mit  innern  Schwie- 
rigkeiten zu  kämpfen  hatte)  dem  gegebenen  Versprechen  von 
1878  treu,  nämlich  die  Franzosen  in  ihrer  Arbeit  in  Tunesien 
nicht  zu  stören. 

Die  anarchischen  Zustände  in  Tunesien  nahmen 
einen  immer  grösseren  Umfang  an.  Sie  mussten,  in  Verbin- 
dung mit  den  übelwollenden,  antifranzösischen  Gesinnungen 
des  Bey,  die  Italien  schürte,  früh  oder  spät  für  Frankreich  die 
erwünschte  Gelegenheit  eines  Eingriffs  herbeiführen.  Die 
Plünderung  eines  gestrandeten  französischen  Viermasters 
durch  die  räuberischen  Krumirs  unter  den  Augen  der  Sol- 
daten des  Bey  (1878),  die  Versorgung  der  Aufständischen  des 
algerischen  Djebel  Aures  (1879)  mit  Waffen  und  Munition  auf 
tunesischem  Boden  und  eine  Asylgewährung  daselbst  für  die 
flüchtigen  Insurgenten,  die  Verhöhnung  der  Mannschaft  des 
französischen  Stationsschiffes  Forbin  (1879)  in  La  Goletta, 
kleinere  Grenzeinfälle  und  territoriale  Grenzansprüche  von 

3* 
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Seiten  der  tunesischen  Stamme  den  algerischen  gegenüber  ver- 
schärften die  französisch-tunesischen  Beziehungen  immer  mehr. 
Ein  Einfall  von  300  bewaffneten  Krumirs  am  15./16.  Februar 
1881  und  ein  erneuter  am  31.  März  und  1.  April,  Einfälle,  die 

—  nach  französ.  Kommentar  —  mit  einer  allgemeinen  aufstän- 
dischen Bewegung  auf  tunesischem  und  teilweise  algeri- 
schem Boden  in  Verbindung  stehen  sollten,  gaben  Frank- 
reich den  willkommenen  Anlass  zur  bewaffneten  Inter- 
vention, umso  mehr  als  sich  der  Bey  zur  Bekämpfung 
der  Aufständischen  ausser  Sitande  erklärte.  Die  franzö- 
sischen  Kammern  bewilligen   fast  einstimmig   sofort  einen 

—  freilich  von  dem  Kabinett  Ferry  absichtlich  zu  niedrig  an- 
gesetzten —  Kredit  von  5  Millionen  Francs  für  die  Kosten 
der  Expedition.  Die  Türkei  wird  durch  Vorstellungen  des 
deutschen  und  englischen  Gesandten  in  Konstantinopel  von 
einer  geplanten  Flottenexpedition  und  militärischen  Unter- 
stützung von  Tripolitanien  aus  abgehalten.  Italien,  der  iso- 
lierte Konkurrent,  gibt  nach,  stürzt  in  seinem  Unmut  sein 
Ministerium  und  ruft  Maccio  zurück.  Die  rasche  Expedition 
einer  französ.  Armee  von  30  000  Mann  unterdrückt  spielend 
den  Aufstand  und  zwingt  am  12.  Mai  1881,  20  Tage  nach 
Beginn  der  Expedition,  den  Bey  zur  Unterzeichnung  eines 
Vertrags  in  seiner  Residenz,  dem  Bardo. 

Das  französische  Ministerium,  welches  sich  die  Gunst  der 
Wähler  für  die  bevorstehenden  Kammerwahlen  des  August 
1881  erhalten  wollte,  zog  einen  Teil  der  Truppen  zurück;  das 
sahen  die  Tunesier  als  ein  Zeichen  von  Furcht  an  und  ver- 
lockte sie  zum  Aufstand.  Erst  ein  2.  Feldzug  von  kurzer  Dauer 
(1881)  erzwingt  die  völlige  Ergebung  des  Landes,  und  die  Be- 
ziehungen zwischen  Frankreich  und  Tunesien  waren  seitdem 
nur  friedliche.  Mit  unbedeutenden  Opfern  an  Geld  und  Leu- 
ten war  Frankreich  Herr  des  Landes  geworden. 

Tunesien  steht  seit  dem  12.  Mai  1881  unter  dem  Pro- 
tektorat Frankreichs.  Es  eignete  sich  dazu,  denn  es  besass 
eine  Zentralmacht  und  einen  lebensfähigen  Verwaltungsorga- 
nismus. Der  beschützende  Staat  übernimmt  die  Ausübung  der 
Souveränitätsrechte  des  beschützten  Staats  in  dessen  äussern 
und  mehr  oder  weniger  auch  in  den  innern  Angelegenheiten. 
Um  ein  Protektorat  richtig  zu  beurteilen,  muss  man  nicht  nur 
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den  Text  des  Vertrags,  der  das  Protektorat  festsetzt,  sondern 
auch  die  Art  der  tatsächlichen  Beziehungen,  wie  sie  sich  in- 
folge dieses  Vertrags  zwischen  beschützendem  und  be- 
schütztem Staat  gestalten,  genau  betrachten.  Auf  Grund  von 
zwei  Protektoratsverträgen,  die  denselben  Wortlaut  haben, 
können  sich  ganz  verschiedene  Zustände  herausbilden.  Die 
tatsächlichen  Beziehungen  zwischen  Frankreich  und  Tunesien 
können  wir  im  Laufe  der  Abhandlung  nur  soweit  ins  Auge 
fassen,  als  sie  mit  Zollpolitik  und  Handel  näher  in  Berührung 
treten. 

Die  Verträge,  die  die  juristische  Basis  für  das  tunesische 
Protektorat  bilden,  enthalten  folgendes: 

Der  Vertrag  vom  Bardo  oder  Kasr-Said,  geschlossen  am 
12.  Mai  1881  zwischen  dem  Bey  Saddok  und  dem  General 
Br6art  (—  das  franz.  Gesetz  vom  27.  Mai  1881  beauftragt  den 
Präsidenten  der  Republik,  den  Vertrag  zu  ratifizieren  — )  regelt 

1.  die  Geltung  der  Verträge  zwischen  Tunesien  und  Frank- 
reich (Art.  1):  Die  schon  zwischen  Frankreich  und  dem  Bey 
existierenden  Verträge  sind  summarisch  bestätigt. 

2.  Tunesiens  völkerrechtliche  Beziehungen  zu  andern  Völ- 
kern (Art.  4  und  6):  Die  Ausführung  der  Verträge,  die  noch 
zwischen  Tunesien  und  den  andern  europäischen  Mächten 
existieren,  garantiert  Frankreich.  (Der  Art.  4,  der  diese  Be- 
stimmung enthält,  hat  eine  weittragende  Bedeutung  und  wird 
Frankreich  sehr  lästig  werden,  denn  er  bindet  Tunesien  an 
die  Aufrechterhaltung  der  Kapitulationen  und  Handelsverträge. 
Frankreich  musste  hierin  die  Prinzipien  des  Völkerrechtes 
achten,  wonach  der  beschützende  Staat  gewisse  Souveränitäts- 
rechte des  beschützten  Staats  hinsichtlich  von  in  Zukunft 
einzugehenden  Verpflichtungen  ausübt,  nicht  aber  von  be- 
reits bestehenden;  Verträge  und  diplomatische  Akte  des  be- 
schützten Staats,  soweit  sie  der  Errichtung  des  Protektorats 
vorausgehen,  binden  denselben  auch  unter  dem  Protektorat.) 
—  Den  Schutz  der  tunesischen  Interessen  und  Staatsangehöri- 
gen im  Ausland  übernehmen  die  diplomatischen  und  Konsu- 
laragenten Frankreichs.  —  Einen  völkerrechtlichen  Vertrag 
darf  der  Bey  ohne  vorherige  Kenntnisnahme  und  Einwilligung 
der  französischen  Regierung  nicht  schliessen. 

3.  den  innern  und  äussern  Schutz  Tunesiens  (Art.  2  und 
3):  Zur  Wiederherstellung  der  Ordnung  und  Sicherheit  der 
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Grenzen  und  der  Küste  darf  Frankreich  diejenigen  Punkte 
militärisch  besetzen,  die  es  für  nötig  erachtet.  Die  Okkupation 
soll  aufhören,  sobald  die  französische  und  tunesische  Militär- 
behörde übereinstimmend  erkennen,  dass  die  Lokalverwaltung 
imstande  ist,  die  Aufrechterhaltung  der  Ordnung  selbst  zu 
sichern.  —  Gegen  jede  Gefahr,  die  der  Person  oder  Dynastie 
des  Bey  oder  der  Ruhe  des  tunesischen  Reiches  drohen 
könnte,  soll  die  französische  Regierung  ständig  dem  Bey  Bei- 
stand gewähren. 

4.  die  Repräsentation  der  französischen  Regierung  in  Tunis 
(Art.  5):  Ein  Ministerresident  als  Vertreter  Frankreichs  wacht 
über  die  Ausführung  des  Vertrags  und  vermittelt  die  Be- 
ziehungen Frankreichs  zu  den  tunesischen  Behörden  in  allen 
gemeinsamen  Angelegenheiten. 

5.  die  baldige  Aufnahme  der  Finanzreorganisation  (Art  7): 
Eine  von  Frankreich  und  Tunesien  ausgehende  Ordnung  der 
tunesischen  Finanzen  wird  in  Aussicht  gestellt.  (Man  trifft 
damit  alle  Vorsorge,  dass  keine  fremde  Macht  sich  in  eine 
solch  wichtige  Sache  einmischt.) 

6.  die  Zahlung  von  Kriegskontribution  und  Unterbindung 
des  Waffenschmuggels  nach  Algerien  (Art.  8,  9) :  Die  während 
des  Okkupationsfeldzuges  aufrührerischen  Stämme  müssen  eine 
Kriegskontribution  zahlen.  —  Um  den  Kriegsgelüsten  der  Al- 
gerier keine  Nahrung  zu  verschaffen,  die  ihnen  im  Transit- 
handel von  Waffen  durch  Tunesien  zukommen  könnte,  soll 
die  Einfuhr  von  Kriegsmaterial  in  den  Häfen  Südtunesiens 
verboten  werden.  (Die  Sicherheit  Algeriens  geht  den  tunesi- 
schen Handelsinteressen  vor.) 

Das  Wort  Protektorat  enthält  dieser  Vertrag  noch  nicht, 
obwohl  er  alle  wesentlichen  Erfordernisse  eines  solchen  fest- 
legt. (Man  fängt  die  Fliegen  nicht  mit  Essig!)  Ausdrück- 
lich von  Protektorat  spricht  erst  eine  Konvention,  die  zwischen 
dem  tunesischen  Ministerresidenten  Cambon  und  dem  Bey  Ali 
in  La  Marsa  am  8.  Juni  1883  geschlossen  (und  durch  franz. 
Gesetz  vom  9.  April  1884  bestätigt)  wurde. 
Dieser  Vertrag  ordnet  an: 

1.  die  Verwaltungs-,  Justiz-  und  Finanzreform  (Art.  1):  Da- 
mit der  französischen  Regierung  die  Ausübung  ihres  Protek- 
torats leichter  werde,  verpflichtet  sich  der  Bey  zur  Einführung 
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derjenigen  Verwaltungs-,  Justiz-  und  Finanzreformen,  die  die 
französische  Regierung  für  nützlich  halten  wird.*) 

2.  die  Garantierung  einer  Anleihe  (Art.  2) :  Die  französische 
Regierung  wird  zur  Zeit  und  unter  den  Bedingungen,  die  ihr 
am  günstigsten  scheinen  werden,  eine  Anleihe  garantieren, 
die  der  Bey  zur  Konversion  oder  Tilgung  der  konsolidierten 
Schuld  von  120  Millionen  Francs  und  der  schwebenden  Schuld 
bis  zur  Maximalhöhe  von  17  550  000  Francs  ausgeben  wird. 
Ohne  Autorisation  der  französischen  Regierung  darf  der  Bey 
in  Zukunft  keine  Anleihe  für  Rechnung  der  Regentschaft 
mehr  machen. 

3.  die  Verteilung  der  Einkünfte  (Art.  3) :  Von  den  Ein- 
künften Tunesiens  wird  der  Bey  vorwegnehmen:  a)  die 
Summen,  die  nötig  sind,  um  die  Zinszahlung  und  Amorti- 
sation der  von  Frankreich  garantierten  Anleihe  zu  sichern; 
b)  die  Summe  von  2  Millionen  Piaster  (1  200  000  Frcs.),  d.  h. 
den  Betrag  der  Zivilliste.  —  Der  Rest  der  Einkünfte  soll  zur 
Deckung  der  Ausgaben  der  Verwaltung  und  zur  Rückzahlung 
der  Schulden  des  Protektorats  Verwendung  finden. 

4.  die  Bestätigung  des  Vertrags  vom  Bardo  (Art.  4):  Der 
vorliegende  Vertrag  soll  den  Vertrag  vom  Bardo  bestätigen 
und  wo  nötig  ergänzen.  Er  ändert  nicht  die  zwecks  Kriegs- 
entschädigungen getroffenen  Bestimmungen. 

Rückblick. 

Die  nähere  Darstellung  der  Kämpfe  Frankreichs  um  die 
politische  Vormacht  in  Tunesien  mag  vielleicht  als  eine  Ab- 
schweifung erscheinen.    Sie  mag  auf  den  ersten  Blick  den 


*)  Der  Bey  ist  damit  vertragsrechtlich  gebunden,  auf  die  Wünsche  Frankreichs 
in  der  ganzen  Verwaltung,  also  auch  in  Zollsachen  Rücksicht  zu  nehmen. 
Im  folgenden  wird  oft  von  Dekreten  des  Bey  (abgekürzt  =  D.  B.)  die  Rede 
sein,  die  Zollbestimmungen  enthalten. 

Diese  Dekrete  der  Beys  bilden  die  tunesische  Gesetzesquelle.  Der  Bey  hat 
mit  der  Exekutive  zugleich  die  Legislativgewalt,  der  nur  die  Vorschriften  des 
Koran  und  völkerrechtliche  Verpflichtungen  Frankreich  und  anderen  Staaten 
gegenüber  Schranken  setzen.  Frankreich  inspiriert  und  kontrolliert  die 
tunesische  Gesetzgebung:  seit  1883  (D.B.v.  27.  1.  1883)  müssen  die  Dekrete 
im  Journal  officiel  tunisien  verkündigt  werden,  wofür  der  französtsche  Ge- 
neralsekretär in  Tunis  Sorge  trägt;  seit  1884  hat  der  französische  General- 
resident ausserdem  die  Verkündigung  der  Dekrete  des  Bey  erst  mit  seinem 
Visa  zu  genehmigen. 


—    40  — 


Zweck  der  Abhandlung,  die  Bedeutung  der  Zölle  in  der  Ge- 
staltung der  Handelsbeziehungen  darzutun,  nicht  erfüllen. 
Aber  diese  Art  der  Darstellung  allein  kann  bei  dem  unzuver- 
lässigen Quellenmaterial  über  den  tunesischen  Handel  in  der 
Periode  vor  der  Okkupation  ein  treffendes  Bild  von  den  all- 
gemein materiellen  Interessen  und  demnach  zum  grossen  Teil 
Handelsinteressen,  die  Frankreich  in  Tunesien  seit  1830  sich 
erwarb,  und  den  Mitteln  geben,  welche  es  dazu  verwandte, 
und  die  meist  nichts  von  zollpolitischer  Natur  an  sich  hatten. 

In  diesen  Ländern  schaffen  sich  die  Angehörigen  einer 
europäischen  Macht,  vermöge  der  Überlegenheit  der  europä- 
ischen Industriekultur  über  die  arabische,  starke  materielle 
und  Handelsinteressen.  Der  betreffende  europäische  Staat 
unterstützt  sie  mit  seinen  mehr  oder  weniger  geschickten 
Agenten,  Konsuln  und  dgl.  und  auf  verschiedene  andere 
Weise.  Es  zeigt  sich  bald  die  Unfähigkeit  des  einheimischen 
Staats,  diesen  Interessen  europäischer  Art  den  nötigen  Schutz 
angedeihen  zu  lassen,  mindestens  nicht  in  dem  Masse,  wie  es 
der  Europaer  zu  Hause  gewohnt  ist;  ein  orientalisches  Staats- 
wesen ist  eben  ganz  anderer  Struktur  als  ein  europäisches.  Um 
Verwicklungen  zu  vermeiden  oder  aus  ähnlichen  Motiven  lässt 
sich  der  einheimische  Herrscher  Ratschläge  erteilen;  damit 
schleicht  sich  der  europäische  Staat  in  die  Regierung  des  be- 
treffenden eingeborenen  Staats  langsam  ein  und  erwirbt  darin 
eine  politische  Stellung,  die  er  ausnützt,  um  z.  B.  staatliche 
Darlehen  zu  geben  und  neue  Konzessionen,  besonders  die  der 
einträglichen  öffentlichen  Arbeiten,  für  seine  Staatsangehörigen 
zu  erlangen.  Das  hat  wieder  politische  Reibungen  und  Ein- 
griffe zur  Folge,  diese  wieder  materielle  Konzessionen  usw. 
Dies  Spiel  geht  wie  ein  Räderwerk  unaufhörlich  fort,  wenn 
keine  europäischen  Mitbewerber,  die  dieselben  Ziele  und  Mittel 
haben,  das  Räderwerk  hemmen  und  einmal  zum  Stehen 
bringen. 


§   3.    Statistische  Angaben  betreffs  des 
t  u  n  e  s  i  s  c  h  -  f  r  a  n  z  ö  s  i  s  c  h  e  n   Handels  kurz 
vor  der  Okkupation. 

Bloss  für  die  letzten  Jahre  vor  der  Okkupation  —  d.  h. 
von  1863  an  —  soll  das  vorhandene  statistische  Material  an- 
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gegeben  werden  und,  so  gut  es  geht,  den  Verlauf  der  tune- 
sich-französischen  Handelsbeziehungen    an  Zahlen  erläutern. 

Die  Zahlenangaben  über  den  tunesischen  auswärtigen  Han- 
del bis  1875  stammen  jedoch  nicht  aus  offiziellen  Dokumenten,  und 
zwar,  weil  es  keine  darüber  gibt.  Bis  1871  verpachtete  nämlich 
die  tunesische  Regierung  die  Einziehung  der  Erträge  aus  den 
verschiedenen  Zolltaxen,  gerade  wie  die  der  andern  Steuern: 
man  verhandelte  in  Bausch  und  Bogen  mit  verschiedenen 
Pächtern  und  überliess  einem  jeden  von  ihnen  Taxen,  die  auf 
eine  bestimmte  Kategorie  Waren  gelegt  waren.  So  dauerte 
die  Verpachtung  des  Zolls  auf  Wein  bis  1885,  wo  sie  als 
letzte  der  Verpachtungen  abgeschafft  wurde.  Die  Verwaltung, 
die  nur  darum  besorgt  war,  die  Höhe  der  Pachtsummen  zu 
erhalten,  kümmerte  sich  nicht  um  die  Art  und  Weise  und 
Höhe  der  Eintreibung  von  seiten  der  Pächter;  diese  konnten 
ihre  Buchführung  halten,  wie  es  ihnen  beliebte.  Unter  diesen 
Verhältnissen  gab  es  also  keine  tunesische  Handelsstatistik.  Das 
änderte  sich  1871.  Die  »Administration  des  revenus  concedes« 
sollte  die  Zolleinkünfte  für  Rechnung  der  tunesischen  Gläubi- 
ger einziehen.  Diese  Verwaltung  gab  das  System  der  Ver- 
pachtung auf  und  organisierte  ein  freilich  primitives  Zollamt. 
Vom  1.  Juli  1871  ab  stellte  dieses  Zollamt  Statistiken  auf.  Die 
Statistiken  der  ersten  vier  Jahre  sind  vollständig  verloren  ge- 
gangen. Erst  vom  1.  Juli  1875  ab  besitzt  man  kurze  Zusammen- 
fassungen. Die  Statistiken,  die  einem  rein  fiskalischen  Inter- 
esse dienen  sollten,  vernachlässigten  aber  die  Frage  nach  dem 
Ort  der  Herkunft  und  der  Bestimmung  der  Waren.  So  kennt 
man  bloss  die  allgemeinen  Ziffern  des  tunesischen  Handels 
vom  1.  Juli  1875  ab.  Vom  12.0kt.  1884  an,  als  die  »Direktion 
des  finances«  die  Stelle  der  »Administration  des  revenus  con- 
cedes« übernahm,  gibt  es  regelmässigere  Zollstatistiken, 
immerhin  eine  detaillierte  erst  vom  13.  Okt.  1885  ab.  Für 
den  tunesisch-französischen  Handel  im  besonderen  hat  man 
ebensowenig  sichere  Auskunft,  da  auch  die  Statistiken  in  Frank- 
reich bis  1884  keine  genauen  Angaben  über  die  Handelsbe- 
ziehungen Frankreichs  zu  Tunesien  enthalten  und  unter  Han- 
del mit  den  Barbar esken  im  allgemeinen  auch  den  Handel  mit 
Tunesien  unterbringen. 

Das  französische  Handelsministerium  —  hier  keine  offi- 
zielle Quelle  i.  e.  S.  —  veröffentlichte  in  seinen  »Annales  du 
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commerce  exterieur«  über  die  »Etats  barbaresques?  verschie- 
dene Abschätzungen  des  Handelsverkehrs  Tunesiens  mit  dem 
Auslande  von  1863  ab. 

Für  die  Jahre  1863  bis  65  schätzt  man  den  Wert  des  tu- 
nesischen Gesamtverkehrs  mit  dem  Ausland  auf  40  Millionen 
Francs  jährlich.  Für  den  bedeutendsten  Hafen,  La  Goletta,  der 
den  Warenverkehr  von  und  nach  der  Hauptstadt  Tunis  d.  h. 
%  des  Gesamtverkehrs  vermittelte,  nimmt  man  dabei  folgende 
Zahlen  an: 


1863 

1864 

1865 

Einfuhr 
in  La  Goletta: 

Ausfuhr 
aus  La  Goletta: 

Gesamthandel 
in  La  Goletta: 

Der  Anteil  Frankreich 
folgender  gewesen  sei 

18686000  Fr. 

12170000  „ 

30856000  „ 

ls  an  dem  Ha 
n: 

1863 

19298000  Fr. 

8463000  „ 

27761000  „ 

mdel  in  diese 
1864 

18578000  Fr. 

15  974000  „ 

34552000  „ 

m  Hafen  soll 
1865 

Einfuhr 
aus  Frankreich: 

Ausfuhr 
nach  Frankreich: 

Gesamthandel  Frank- 
reichs in  La  Goletta: 

10379000  Fr. 

7  985000  „ 
18364000  „ 

11014000  Fr. 
4165000  „ 
15179000  „ 

9603000  Fr. 
10125000  „ 
19728000  „ 

Nach  diesen  Zahlen  muss  man  annehmen,  dass  sich  der  aus- 
wärtige Handel  Tunesiens  damals  zu  einem  starken  Prozentsatz 
nach  und  von  den  französischen  Häfen  bewegt.  Die  Produkte, 
die  Tunesien  zur  Zahlung  der  französischen  Seidenstoffe,  Weine, 
Metall  waren  etc.  liefert,  sind  Wolle,  Olivenöle,  Scheschias 
(mohammed.  Mützen;  für  Algerien  bestimmt)  Vieh  und  Getreide. 
Der  Verkäufer  dieser  tunesischen  Erzeugnisse  ist  nicht  nur  der 
einheimische  Kaufmann,  sondern  auch  die  tunesische  Re- 
gierung, an  die  ein  grosser  Teil  der  Erzeugnisse  des  Landes 
als  Steuer  in  natura  gezahlt  wird. 
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Bleiben  wir  beim  auswärtigen  Handel,  wie  er  sich  im 
Hafen  La  Goletta  bewegt  (für  den  allein  vollständigere  An- 
gaben vorhanden  sind),  so  finden  wir  ihn  in  den  Jahren  1866 
und  1867  im  starken  Sinken  begriffen,  und  man  darf  mit  eini- 
ger Sicherheit  annehmen,  dass  es  in  der  ganzen  übrigen  Re- 
gentschaft nicht  anders  war. 


1866 

1867 

Einfuhr 

in  La  Goletta: 

14  920  500  Fr. 

12  373  520  Fr. 

Ausfuhr 

aus  La  Goletta: 

12  087  575  „ 

9  915  830  „ 

Gesamthandel 

in  La  Goletta: 

27  008  075  „ 

22  289  350  „ 

Die  Einfuhrartikel  in  La  Goletta  waren  in  diesen  Jahren 
hauptsächlich  Waffen,  Bijouteriewaren,  Holz,  Metalle,  Seide, 
Nahrungsmittel  und  Gewebe;  Ausfuhrartikel:  Olivenöl,  Sche- 
schias,  Wolle,  Vieh,  Datteln,  Schwämme,  Gewebe,  Häute.  An 
der  Ein-  und  Ausfuhr  in  La  Goletta  sind  hauptsächlich  beteiligt 
Frankreich  und  Algerien,  zusammen  mit  etwa  14  Mill.  Frcs.  im 
Jahre  1866  und  12  Mill.  Frcs.  1867,  England  und  Malta,  zusammen 
mit  6%  Mill.  1866,  4  Mill.  1867,  Italien  mit  6  Mill.  1866  und 
4  y2  Mill.  1867.  Der  Handel  mit  den  andern  Staaten  ist  im 
Vergleich  zu  den  genannten  unbedeutend.  Die  Einfuhr  ist 
deshalb  grösser  als  die  Ausfuhr,  weil  die  Einfuhr  von  Le- 
bensmitteln infolge  schlechten  Ernteausfalls  stieg. 

In  den  Jahren  1868  und  69  sinkt  der  Wert  des  Handels 
noch  mehr. 

Für  La  Goletta  sind  die  Werte  folgende: 


1868 

1869 

Einfuhr 

in  La  Goletta: 

12  963  000  Fr. 

11  488  000  Fr. 

Ausfuhr 

aus  La  Goletta: 

7  918  000  „ 

4  434  000  „ 

Gesamthandel  von  und 

nach  La  Goletta: 

20  881  000  „ 

15  922  000  „ 
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An  erster  Stelle  in  der  Einfuhr  für  1869  stehen  die  Lebens- 
mittel. Die  Ausfuhr  schliesst  Metallgeld  ein,  das  mit  Olivenöl 
und  Vieh  den  Hauptgegenstand  der  Ausfuhr  bildet.  Der  Han- 
del ist  im  allgemeinen  stark  im  Rückgang  begriffen.  Das  hat 
seine  Ursachen  in  dem  fast  vollständigen  Aufhören  der 
Zahlungen  seitens  der  Regierung  an  ihre  Beamten,  in  den 
Aufständen,  den  Epidemien,  dem  Elend,  das  den  Missernten 
seit  ein  paar  Jahren  hintereinander  folgte.  Eine  ausserordent- 
lich starke  Erhöhung  der  Ausfuhrzölle  seit  1867  machte  die 
Ausfuhr  überdies  beinahe  unmöglich.  Trotz  des  hohen  Aus- 
fuhrzolles auf  öl  konnte  dasselbe  noch  auf  den  französischen 
Markt  gelangen,  weil  es  absolut  im  Wert  gestiegen  war,  und 
die  Einfuhrzölle  in  Frankreich  von  25,50  Frcs.  pro  100  kg 
bis  herab  auf  3  Frcs  gesunken  waren.  Das  tunesische  Vieh 
musste  ausgeführt  werden,  weil  bei  der  anhaltenden  Trocken- 
heit kein  Futter  mehr  vorhanden  war.  Die  hohe  Ausfuhr  von 
Metallgeld  erklärt  sich  aus  der  Zahlung  der  eingeführten 
Lebensmittel. 

Man  darf  aber  dem  Schmuggelhandel  einen  bedeutenden 
Anteil  an  dem  Gesamthandel  zumessen.  In  einem  Land  mit 
den  ungeordneten  Verhältnissen,  wie  sie  in  Tunesien  damals 
noch  herrschten,  mussten  die  Schmuggler  ein  günstiges  Ar- 
beitsfeld finden,  zumal  ihnen  eine  Menge  unbezahlter  Beamten 
als  Mithelfer  beistand.  Dass  Algerien  als  Durchfuhrland  nach 
Frankreich  eine  grosse  Rolle  spielte,  liegt  auf  der  Hand.  Ohne 
die  Konterbande  hätte  der  Handel  kaum  noch  existieren 
können.  Bei  den  hohen  Ausfuhrzöllen  war  es  unmöglich,  auf 
direktem,  ehrlichem  Wege  die  Waren  mit  Gewinnchance  auf 
einem  europäischen  Markt  abzusetzen,  und  Tunesien  musste 
schlechterdings  mit  seinen  Erzeugnisssn,  so  gut  es  eben  ging, 
bezahlen,  wenn  es  noch  europäische  Waren  empfangen  wollte. 
Selbst  die  Zahlung  in  Geld  musste  den  Weg  der  Konterbande 
nehmen.  Die  tunesische  Regierung  hatte  auf  die  Ausfuhr  von 
Kupfermünzen,  trotzdem  sie  in  grosser  Menge  vorhanden 
waren,  einen  Zoll  von  75%  ad  val.  gelegt,  auf  die  von  Gold 
und  Silbermetall  einen  solchen  von  50  %  ad  val.  Da  die 
Produkte  des  Landes  infolge  der  schlechten  Ernten  nicht  mehr 
zur  Zahlung  der  eingeführten  Waren  genügten,  musste  man 
Geld  ausführen,  und  dieses  nahm  notgedrungen  den  Weg  des 
Schmuggels.    Die  Konterbandewaren  sind  selbstredend  nicht 
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in  den  obigen  Zahlen  eingerechnet.  Man  muss  darauf  Rück- 
sicht nehmen,  und  die  Gesamtausfuhrziffer  darf  etwas  in  die 
Höhe  geschraubt  werden.  Immerhin  lag  der  Handel  sehr  im 
argen. 

Von  1873  ab,  als  Tunesien  sich  unter  dem  Minister 
Khereddin  etwas  erholen  konnte,  nahmen  die  Handelsbe- 
ziehungen einen  bessern  Lauf.  Der  tunesische  Gesamtaussen- 
handel  steigt  1873  auf  48  Millionen  Frcs. 

(Einfuhr:  18  154  000  Frcs., 
Ausfuhr:  29  555  000     „  ). 

Die  Ausfuhr  ist  unter  den  gebesserten  Produktionsbedingungen 
wieder  bedeutend  grösser  als  die  Einfuhr. 

Die  Ausfuhr  von  Weizen  beläuft  sich  auf  15  375  000  Frcs., 
„    Olivenöl     „         „      „     7  137  000  „ 
„    Gerste       „         „      „     1  529  000  „ 
„    Wolle        „         „      „       860  000  „ 

Ein  neuer,  wichtiger  Ausfuhrartikel  ist  hinzugekommen:  Haifa 
mit  1  203  000  Frcs,  eine  Grasart,  die  wild  in  grossen  Mengen 
im  Zentrum  Tunesiens  gedeiht,  aus  Sfax  hauptsächlich  expor- 
tiert wird  und  zur  Herstellung  von  Flechtwerken  und  beson- 
ders zur  Papierfabrikation  in  England  dient. 

Die  Gesamteinfuhr  im  Hafen  Goletta  betrug  1873  etwa 
15  Millionen  Francs,  wovon 

aus  Frankreich:  6  471  000  Frcs., 
„  England:  5  989  000  „ 
„  Italien:  1  676  000  „ 
„  Belgien:  274  000  „ 
„  Schweden:  185  000  „ 
kamen.  Der  kleine  Rest  entfiel  auf  Tripolis,  Griechenland, 
Spanien. 

Den  Wert  der  tunesischen  Aus-  und  Einfuhr  einschliesslich 
Edelmetalle,  wie  ihn  das  tunesische  Zollamt  für  die  Periode 
1875—1880  schätzt,  gibt  die  Tabelle  I  an.  (Siehe  umstehende 
Tabelle.) 
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Tunesische  Ein-  und  Ausfuhr  in  den  Jahren  1875—1880. 

(Wert  in  Francs.)  (Incl.  Edelmetalle.) 

Einfuhr  Ausfuhr        Ein-  u.  Ausfuhr 


1./7.  1875  bis  30./6.  76 

12  322  816  I 

15  036  493 

1    27  359  309 

-  76 

77 

8  591  146 

11  784  622 

|    20  375  768 

—  77 

—  78 

10  301  248 

7  824  251 

18  125  499 

-  78 

—  79 

12  940  079 

13  615  481 

26  555  560 

—  79 

—  80 

11  760  322  j 

10  918  999 

1    22  679  321 

3.  Kapitel: 

Die  handelspolitischen  (zollpolitischen)  Beziehungen  Tunesiens 
zu  den  übrigen  Staaten  vor  1881. 


I.  Allgemeines  über  die  Bedeutung  Alge 
riens  für    den   tunesischen  Handel, 

1830—81. 


Es  liegt  nahe,  anzunehmen,  dass  die  Franzosen,  einmal 
im  Besitz  Algeriens,  sich  bemüht  hätten,  einen  starken  Handel 
von  Algerien  aus  nach  Tunesien  zu  treiben  (nach  1830).  Das 
wäre  möglich  gewesen,  wenn  die  natürlichen  Bedingungen 
zwischen  Algerien  und  Tunesien  grössere  Verschiedenheit 
aufgewiesen  hätten,  sodass  die  Bedürfnisse  des  einen  Landes 
durch  den  Überfluss  des  andern  ausgeglichen  worden  wären. 
Die  Natur  hat  aber  die  drei  Länder,  aus  denen  sich  politisch 
Kleinafrika  zusammensetzt,  so  ziemlich  mit  gleichen  Gaben 
ausgestattet,  obwohl  Tunesien  dabei  glücklicher  als  Algerien 
wegkam  und  Marokko  noch  weit  besser.  Da  übrigens  in  Al- 
gerien, obwohl  es  unter  europäische  Ausbeutung  gekommen  war, 
eine  grössere  europäische  Industrie  mangels  gelernter  mensch- 
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licher  Arbeitskräfte  und  vor  allem  natürlicher  Triebkräfte 
(Wasserläufen,  Kohle),  sich  nicht  entwickelte,  so  war  auch  nicht 
an  eine  Versorgung  von  Tunesien  mit  etwaigen  algerischen  In- 
dustrieerzeugnissen zu  denken.  Hätte  überhaupt  Frankreich 
eine  Industrie  in  Algerien  aufkommen  lassen  wollen,  selbst 
wenn  die  Bedingungen  dafür  günstige  gewesen  wären?  —  Also 
es  waren  keine  natürlichen  Voraussetzungen  gegeben  für  die 
starke  Entfaltung  eines  tunesisch-algerischen  Spezialhandels. 
Algerien  spielte  auch  tatsächlich  im  tunesisch-französischen 
Handel  in  erster  Linie  die  Rolle  des  Transithändlers,  und 
die  Bedeutung  Algeriens  für  Frankreichs  Handel  ist  schon 
damit  wertvoll  genug. 


iL    Die    handelspolitischen  Beziehungen 
Tunesiens    zu    den   europäischen  Mächten 
im  allgemeinen. 

Es  genügt  nicht,  die  zollpolitischen  Beziehungen  Frank- 
reichs zu  Tunesien  an  sich  zu  kennen;  diese  Verhältnisse 
treten  erst  ins  rechte  Licht,  wenn  die  Beziehungen  Tunesiens 
zu  den  andern  Staaten  zum  Vergleich  herangezogen  werden. 
Ausserdem  haben  die  Handelsverträge  Tunesiens  mit  den 
fremden  Staaten  eine  positive  Bedeutung  bis  lang  in  die  Zeit  nach 
Errichtung  des  Protektorats  hinein  gehabt,  indem  etwaige  Zoll- 
änderungsgelüste Frankreichs  nach  der  Okkupation  sich  an 
den  Bestimmungen  dieser  Verträge  gestossen  hätten.  Mit  fast 
allen  europäischen  Staaten  wurden  vor  und  seit  der  Beyherr- 
schaft  Handelsverträge  geschlossen.  In  chronologischer  Folge 
ging  Tunesien,  abgesehen  von  den  besonders  zu  besprechen- 
den Verträgen  mit  den  Königreichen  Italien  und  England,  fol- 
gende wichtige  Verträge  mit  europäischen  Staaten  ein,  teil- 
weise mit  solchen,  die  heute  nicht  mehr  als  selbständige 
existieren : 

mit  den  Niederlanden  am  20.  Sept.  1662,, 

.  -  »  ,   »19.  Juli  1713, 

mit  Österreich  „23.  Sept.  1725, 

„   Schweden   „23.  Dez.  1736, 

„   Holland   „      9.  Sept.  1741, 

„    Österreich  „23.  Dez.  1748, 

„   Dänemark  und  Norwegen    .    .     „     8.  Dez.    1751  ^ 
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mit  der  Republik  Venedig   am    1.  Sept  1763, 

mit  Spanien   im  Jan.  1791, 

mit  der  Republik  Venedig   „18.  Mai  1792, 

mit  Sardinien   „17.  April  1816, 

mit  den  beiden  Sizilien   „17.  April  1816, 

mit  Toskana   „    10.  Juli  1822, 

mit  Sardinien   „22.  Febr.  1832, 

mit  den  beiden  Sizilien   „17.  Nov.  1833, 

mit  Belgien   „14.  Jan.  1839, 

„    Österreich   „17.  Jan.  1856, 

  „13.  Jan.  1866, 

„    Preussen   „27.  Juni  1866, 

„   Belgien   „20.  Dez.  1880. 


Ehe  wir  auf  die  Verträge  mit  den  zwei  Konkurrenzstaaten 
Frankreichs  um  die  Vormacht  in  Tunesien,  Italien  und  Eng- 
land, näher  eingehen,  wollen  wir  kurz  die  allgemeinen  Züge 
der  tunesischen  Zollpolitik  den  fremden  Staaten  gegenüber 
aufweisen.  Die  tunesischen  Machthaber  mussten  von  jeher 
einen  Hauptteil  ihrer  Einkünfte  aus  den  Zöllen  ziehen.  Diese 
Zölle  hatten  sozusagen  ausschliesslich  einen  finanziellen  Cha- 
rakter. Man  Hess  die  einheimischen  Erzeugnisse,  wenn  sie 
das  Land  verliessen,  und  die  fremden  Produkte,  wenn  sie  in  das 
Land  hereinkamen,  Abgaben  entrichten,  die  für  erstere  durch- 
schnittlich weniger  hoch  waren  als  für  letztere.  Die  Einfuhrzölle 
waren  fast  immer  10  %  ad  val.,  in  den  Handelsverträgen  des 
Mittelalters  haben  sie  oft  den  Namen:  decimum,  decenum, 
decima.  Alle  Waren  mussten  bei  der  Ausfuhr  5  %  ad  val. 
bezahlen.  Diese  zwei  Hauptregeln  Hessen  aber  in  zahl- 
reichen Fällen  Ausnahmen  zu.  Zum  Beispiel  bei  der  Ein- 
fuhr zahlten  die  Edelsteine  und  Schmucksachen  einen  ge- 
ringeren Eingangszoll,  das  Getreide  war  frei  zugelassen;  bei 
der  Ausfuhr  waren  die  christlichen  Kaufleute  ermächtigt,  frei 
eine  gleichwertige  Menge  Waren  auszuführen  wie  sie  einge- 
führt hatten.  Für  den  Fall,  dass  das  Getreide  nicht  einen  ge- 
wissen Preis  in  Tunesien  überstieg,  also  kein  Mangel  daran 
war,  und  wenn  Hungersnot  in  Genua  und  Venedig  herrschte, 
hatten  diese  Staaten  sich  ausbedungen,  zollfrei  eine  ge- 
wisse Menge  Getreide  ausführen  zu  dürfen.  Getreide, 
Mehl,    Zwieback,    kurz   alle   Lebensmittel,    die   die  Schiffs- 
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mannschaften  brauchten,  hatten  keinen  Ausgangszoll  zu 
bezahlen.  Die  Venezianer  hatten  das  Recht,  zollfrei  alles 
Blei  und  Bleierz  aus  Tunesien  auszuführen,  das  sie  da- 
selbst entdeckten  oder  sich  verschafften.  Die  Verträge  setzten 
die  Sonderrechte  fest,  die  sich  die  einzelnen  europäischen 
Staaten  erwarben. 

Wir  haben  gesehen,  wie  Frankreich  den  Vorzugstarif  von 
3  %  ad  val.  für  seine  Einfuhr  hatte.  In  dem  Masse,  als  den 
andern  fremden  Staaten  die  Meistbegünstigungsklausel  zugestan- 
den wurde,  galt  auch  für  sie  dieser  niedere  Tarif.  Im  Mai  1872 
setzte  der  Bey  den  Eingangszoll  auf  8  %  ad  val.  einheitlich 
fest,  gleichermassen  für  Vertrags-  oder  Nichtvertragsstaaten. 
Diesen  Tarif  nahm  auch  der  englisch-tunesische  Vertrag  von 
1875  an,  (von  dem  nachher  noch  zu  sprechen  ist,)  und  jeder 
Staat,  der  die  Meistbegünstigungsklausel  hatte,  konnte  ihn 
schon  deshalb  beanspruchen. 

III.    Die    tunesisch-italienische  Handels- 
politik. 

Das  Königreich  Italien,  als  solches  durch  Viktor  Ema- 
nuel  II.  gegründet,  begriff  fast  alle  alten  Staaten  Italiens  in  sich 
und  schloss  nun  als  solches  mit  Tunesien  den  Vertrag  vom 
8.  September  1868.  Dieser  Vertrag  hat  grosse  Bedeutung, 
einerseits,  weil  er  die  sehr  zahlreichen  Interessen  betrifft,  die 
Italien  in  Tunesien  hatte,  andererseits,  weil  er  neben  dem 
anglo-tunesischen  Vertrag  von  1875  einen  Hauptentstehungs- 
grund der  neuen  Abkommen  bildete,  die  man  1896/97  bei  der 
Revision  sämtlicher  Verträge  Tunesiens  mit  den  europäischen 
Staaten  treffen  musste. 

In  dem  tunesisch-italienischen  Vertrage  vom  8.  Sept.  1868  gewähren  sich 
die  Vertragschlies  senden  gegenseitig  das  Recht  der  meistbegünstigten  Nation 
(Art.  1).  —  Man  gesteht  sich  gegenseitig  volle  Freiheit  der  Handelsbetätigung 
zu  (Art.  8).  —  Die  Angehörigen  jedes  der  beiden  Staaten  können  aus  dem 
Gebiet  des  andern  dessen  einheimische  Waren  ausführen,  ohne  die  vor- 
herige Ermächtigung  von  den  Lokalbehörden  einzuholen;  betreffs  zu  ent- 
richtender Taxen  sollen  sie  das  Meistbegünstigungsrecht  geniessen,  wenn  die 
Ausfuhr  unter  nationaler  Flagge  geschieht.  Dasselbe  gilt  für  Einfuhr  und 
Transit.  Haben  die  eingeführten  Waren  einmal  den  Eingangszoll  be- 
zahlt, so  darf  keine  innere  Verkehrsabgabe  mehr  darauf  erhoben  werden. 
Der  Bey  verpflichtet  sich,  Italien  gegenüber  die  jetzigen  Einfuhrzölle  und 
Schiffahrtsgebühren  ohne  vorherige  Verständigung  mit  der  italienischen  Re- 
Bertrand,  Zollpolitische  Verhältnisse.  4 
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gierung  nicht  zu  erhöhen.  Er  verspricht  auch,  die  Einfuhr  und  den  Handel 
irgendwelcher  Waren,  Kriegsmaterial  ausgen.,  nicht  zu  verbieten  und  deren 
Monopol,  abgesehen  vom  Münzregal,  Salz-  und  Tabakmonopol  in  Tune- 
sien nicht  einzuführen.  Der  Bey  behält  sich  indessen  vor,  im  Fall  der 
Not  und  im  öffentlichen  Interesse  die  Ausfuhr  von  Getreide  zu  verhin- 
dern. Aber  für  den  Fall,  dass  er  diese  Massregel  treffen  will,  muss 
er  den  italienischen  Konsul  in  Tunis  3  Monate  vor  dem  Eintreten 
dieser  Massnahmen  davon  benachrichtigen  (Art.  9).  —  Der  Art.  11 
schreibt  die  Einsetzung  von  Kommissaren  vor,  die  den  Durchschnittswert 
der  einzuführenden  Waren  festsetzen;  die  Zollsätze  sollen  nach  den  so  fest- 
gelegten und  von  der  Regierung  genehmigten  Preisen  erhoben  werden.  —  Der 
Art.  25  enthält  eine  sehr  wichtige  Bestimmung,  die  den  Franzosen  später 
sehr  unangenehm  wurde.  Der  Vertrag  soll  28  Jahre  gelten  (also  bis 
1896),  vom  Tage  des  Austauschs  der  Ratifikationen  an  gerechnet.  Wenn  der 
Vertrag  12  Monate  vor  Ablauf  seiner  Geltungszeit  nicht  von  einer  der  kon- 
trahierenden Parteien  gekündigt  wird,  läuft  seine  Geltung  auf  28  Jahre  weiter. 
Indessen  nach  Ablauf  jeder  Periode  von  7  Jahren  ist  beiden  Parteien  die 
Möglichkeit  zugestanden,  etwaige  Aenderungen,  die  die  Erfahrung  für 
nötig  erweisen  würde,  vorzuschlagen. 

Ein  bestimmter  Zollsatz  ist  in  dem  Vertrage  nicht  ausge- 
macht, bloss  die  Meistbegünstigung  zugestanden. 

IV.  Die  tunesich-englische  Handelspoli  tik. 

Mit  England*)  schloss  Tunesien  zahlreiche  Verträge;  die 
wichtigsten  davon  sind  die  von  1662,  1716,  1751,  1863  und 
1875. 

Die  ersten  dieser  Verträge  sind  noch  nicht  das,  was  wir 
jetzt  streng  genommen  unten  Handelsverträgen  verstehen; 
es  sind  mehr  eine  Art  Kapitulationen;  man  spricht  darin 
von  Handel  und  erwähnt  schon  das  Recht  der  meistbe- 
günstigten Nation,  zugleich  setzt  man  aber  die  Kom- 
petenz der  Gerichte  für  den  Fall  eines  Prozesses  zwischen 
einem  Engländer  und  einem  Tunesier  fest,  ebenso  die  erb- 
rechtlichen Bestimmungen  für  das  Vermögen  in  der 
Regentschaft  gestorbener  Engländer;  man  gewährt  dem 
englischen  Konsul  absolute  Freiheit,  das  Recht,  seine  Flagge 
auf  seinem  Konsulargebäude  zu  hissen,  das  Recht,  einen 
christlichen  Geistlichen  zu  halten,  in  seinem  Haus  einen 
Raum  zum  Gottesdienst  für  die  christlichen  Sklaven  einzu- 

•)  5.  X.  1662;  2.  X.  1686;  30.  VIII.  1716;  19.  X.  1751;  22.  VI.  1762; 
2.  V.  1812;  16.  X.  1813;  17.  IV.  1816;  19.  X.  1817;  10.  X.  1863;  19.  VII.  1875. 
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richten;  der  englische  Konsul  soll  den  gleichen  Rang  wie  die 
andern  Konsuln  haben;  seine  Immunitätsrechte,  Wohnungs- 
und Dienstbotenverhältnisse  bilden  den  Gegenstand  detaillierter 
Bestimmungen. 

Was  die  Zölle  und  andern  Abgaben  betrifft,  so  mussten 
die  englischen  Kaufleute  für  ihre  Waren,  gleichgültig  woher 
sie  kamen,  in  der  Regel  nur  3  %  ad  val.  bei  Ein-  und  Aus- 
gang bezahlen.  Konnten  sie  die  eingeführten  Waren  nicht  ver- 
kaufen, so  durften  sie  sie  wieder  ausführen,  ohne  einen  Aus- 
gangszoll oder  irgend  eine  Gebühr  zu  entrichten.  Die  Schiff- 
fahrtsabgaben, die  die  englischen  Fahrzeuge  bezahlten,  waren 
ebenfalls  nicht  hoch.  Ganz  wie  bei  den  Franzosen  nahmen 
die  Handelsbegünstigungen  der  Engländer  in  Tunesien  in  dem 
Massstab  zu,  wie  das  Ansehen  üirer  Flotte  wuchs. 

Der  Vertrag  von  1875  verdient  nähere  Beachtung. 
Art.  1 — 3  geben  England  das  Recht,  Konsularagenten  zu   ernennen,  so- 
wie das  Recht  der  Achtung  und  Immunitäten  für  sie. 
Art.  5  enthält  die  Klausel  der  Meistbegünstigung. 

In  Art.  7  verpflichtet  sich  der  Bey,  die  Einfuhr  jedes  Rohstoffes  oder  Fa- 
brikats der  britischen  Staaten  oder  Besitzungen  in  die  Regentschaft  zu  ge- 
statten, welches  auch  der  Herkunftsort  sei.  Der  Zoll  auf  diese  Waren 
dürfe  nicht  die  Höhe  von  8%  des  Wertes  der  Ware  zur  Zeit  ihrer  Aus- 
ladung im  Landungshafen,  oder  einen  dem  Wertzoll  gleichkommenden 
spezifischen  Satz  übersteigen;  letzterer  müsse  gemäss  gemeinsamer  Über- 
einkunft festgesetzt  sein.  Diese  Waren  brauchen  nach  Entrichtung  dieses 
Zolls  keine  andere  Gebühr  oder  Steuer  irgendwelcher  Art  mehr  zu  zahlen, 
sei  nun  der  Käufer  Tunesier  oder  Fremder.  Bei  Wiederausfuhr  innerhalb 
eines  Jahres  nach  Ankunft  der  Waren  brauche  der  englische  Kaufmann 
keinen  Ausgangszoll  zu  bezahlen,  könne  aber  nicht  die  Rückzahlung  des 
Einfuhrzolles  verlangen. 

Art.  8  beschäftigt  sich  mit  der  Küstenfahrt, 

Art.  9  mit  den  Monopolen  (der  Bey  verpflichtet  sich,  alle  Monopole  von 
landwirtschaftlichen  Erzeugnissen  oder  anderen  Produkten  abzuschaffen,  aus- 
genommen von  Tabak,.  Salz,  Fischerei,  Gerberei), 

Art.  11  mit  dem  Transit. 

Art.  12  regelt  den  Fall,  dass  Schwierigkeiten  entstehen  zwischen  der  Zoll- 
behörde und  dem  Kaufmann;  ein  Schiedsgericht  ist  vorgesehen. 

Art.  13  lässt  —  zur  Förderung  des  Fortschritts  der  Landwirtschaft  —  für  den 
Privatbedarf  Ackerbaugeräte  und  Vieh  frei  ein,  letzteres  nur,  sobald  es  zur 
Aufbesserung  der  einheimischen  Rassen  bestimmt  ist;  für  den  Handelsbe- 
darf dagegen  unterliegen  beide  dem  gewöhnlichen  Wertsatz  von  8%. 

Art.  14  enthebt  für  den  Fall  einer  Hungersnot,  schlechter  Ernte  u.  dgl. 
wie  bisher  die  Einfuhr  von  Weizen,  Mais,  Gerste  der  Zahlung  jedes 
Zolls;  Reis  und  trockene  Gemüse  sollen  8%  ad  val.  zahlen  und  von 
jeder  innern  Abgabe  befreit  sein. 

4* 
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Art.  15  regelt  die  Einfuhr  von  Schiesspulver;  der  Bey  kann  die  Einfuhr 
verbieten;  falls  er  sie  aber  gestattet,  beträgt  der  Zoll  darauf  8%,  und  sind 
gewisse  Bedingungen  zu  erfüllen. 

Art.  16  verleiht  den  Angehörigen  jeder  der  Vertragschliessenden  Parteien 
das  Recht,  im  Gebiet  des  andern:  Gesellschaften  verschiedener  Art  zwecks 
Handels,  Industrie,  Bankhaltung  zu  gründen. 

Art.  17  gibt  das  Recht,  Betriebe  mit  Dampfkraft  zu  halten,  ohne  dass  mehr 
gezahlt  werden  muss,  als  von  den  eigenen  Staatsangehörigen.  —  Für  die 
englische  Industrie  öffnet  sich  da  ein  Feld,  wo  sie  leichtes  Spiel  hat  gegen 
das  einheimische  Gewerbe  von  mittelalterlicher  Betriebsart.  — 

Die  Schiffahrtsgebühren  sollen  für  englische  Schiffe  nicht  höher  sein  als 
für  die  tunesischen  selbst  (Art.  18). 

Art.  19 — 21  enthalten  noch  andere  Schiffahrtsbestimmungen. 

Ein  eventuelles  Verbot  der  Ausfuhr  von  Weizen,  Gerste,  Vieh  oder  irgend 
eines  andern  tunesischen  Produkts  hat  für  die  Engländer  erst  Geltung  3  Mo- 
nate nach  der  offiziellen  Bekanntmachung  (Art.  22).  —  Dieser  Artikel  ge- 
währt dem  englischen  Kaufmann,  der  rechtzeitig  die  nötigen  Massregeln 
treffen  kann,  einen  enormen  Vorteil.  — 

Art.  23  ist  noch  eine  Reliquie  der  alten  Kapitulationen:  er  enthebt  die 
Angehörigen  des  fremden  Staats  von  der  Pflicht  der  solidarischen  Schuld- 
haftung. 

Art.  24—26  geben  die  Zuständigkeit  der  Gerichtsbarkeit  für  Prozesse  an. 
Art.  27  handelt  von  der  Form  der  Schuldentilgung; 
Art.  28  vom  Meineid. 

Art.  29  erlaubt  dem  Konsul  die  Anwendung  der  Waffengewalt  zur  Aus- 
führung seiner  Entscheidungen. 

Art.  30  sichert  —  in  Erinnerung  an  die  frühere  Seeräuberei  —  den  Schutz 
Schiffbrüchiger. 

Art.  31  verpflichtet  die  tunesische  Regierung  zum  Schadenersatz  für  Mord 
oder  Plünderung  britischer  Untertanen. 

Art.  32  verlangt  Unterstützung  für  das  Einfangen  fahnenflüchtiger  Schiffs- 
mannschaft. 

Art.  33  gestattet  den  englischen  Kriegsschiffen,  Havarien  in  den  tunesischen 
Häfen  auszubessern.  Ausserdem  sollen  die  englischen  Schiffe  mit  21  Salut- 
schüssen begrüsst  werden;  dafür  sollen  nach  Art.  34  tunesische  Schiffe  in 
englischen  Gewässern  geradeso  empfangen  werden,  wie  wenn  es  englische 
wären. 

Art.  35  gibt  den  englischen  Schiffen  das  Recht,  sich  ungehindert  in  den 
tunesischen  Gewässern  und  Häfen  bewegen  zu  dürfen. 

Art.  36  regelt  das  Erbrecht  der  englischen  Untertanen,  die  in  der  Regent- 
schaft sterben. 

Art.  37  und  38  kommen  auf  die  Unterdrückung  der  Sklaverei  zurück, 
wofür  jeder  sein  möglichstes  tun  werde. 

Art.  39  konsakriert  die  Abschaffung  der  Seeräuberei;  Zuflucht  darf  den 
Seeräubern   nicht   gewährt  werden. 

Art.  40  bezieht  sich  auf  die  Dauer  des  Vertrags:  Um  in  Zukunft  noch 
andere,  für  die  Beziehungen  beider  Länder  günstigere  Verträge  abschliessen 
ZU  können,  darf  jede  der  vertragschliessenden  Parteien  jederzeit  nach  Ablauf 
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von  7  Jahren,  vom  Datum  des  gegenwärtigen  Vertrags  an  gerechnet,  eine 
Revision  dieses  Vertrags  verlangen.  Indessen,  solange  diese  Revision  mit 
beiderseitiger  Uebereinstimmung  nicht  vorgenommen  ist,  gilt  der  gegen- 
wärtige Vertrag  immer  weiter.  Der  Vertrag  ist  also  auf  unbegrenzte  Zeit 
geschlossen. 

Sollten  irgend  welche  Uneinigkeiten  in  der  Interpretation  des  gegen- 
wärtigen Vertrags  entstehen,  so  wählt  man  in  Tunesien  die  Interpretation, 
die  am  günstigsten  ist  für  die  Engländer,  in  England  die  günstigste  für  die 
Tunesier  (Art.  41). 

Der  letzte  Artikel  (42)  setzt  diesen  Vertrag  an  die  Stelle  aller  früheren, 
mit  Ausnahme  des  von  1863,  der  lediglich  vom  unbeweglichen  Eigentum 
der  Engländer  in  Tunesien  handelt. 

Der  Vertrag  von  1875,  der  im  Detail  alle  den  Handel 
näher  oder  weiter  angehenden  Beziehungen  regelt  und,  was 
zollpolitisch  sehr  wichtig  ist,  den  Zollsatz  der  Einfuhr  aus- 
drücklich und  auf  ewige  Zeiten  auf  8  %  ad  val.  festsetzt,  ist 
nicht  nur  als  ein  Vertrag  zwischen  Tunesien  und  England 
zu  betrachten.  Er  galt  zwischen  Tunesien  und  sozusagen  allen 
europäischen  Staaten,  die  das  Meistbegünstigungsrecht  in  Tune- 
sien hatten,  vermöge  dessen  die  Vorteile  dieses  Vertrages  auch 
ihnen  zu  gute  kamen.  Durch  diese  Regelung  aller  möglichen 
schwebenden  Fragen  nicht  nur  für  England,  sondern  indirekt 
für  die  meisten  europäischen  Staaten  ist  ihm  eine  sehr  hohe  Be- 
deutung beizumessen.  Der  Vertrag  bleibt  bis  1898  die  Basis 
der  in  Tunesien  geltenden  Zölle  für  sämtliche  europäischen 
Mächte,  incl.  Frankreich.  Für  England  insonders  hat  der  Ver- 
trag insofern  einen  hohen  Wert,  als  er  für  immer  geschlossen 
ist.  Frankreich  erschwert  dies  seine  Aufgabe  sehr,  wenn  es 
nach  der  Okkupation  seinem  Handel  in  Tunesien  eine  beson- 
dere Stellung  verschaffen  will  und  mit  solchen  Klauseln  zu 
rechnen  hat.  Obendrein  hat  sich  Frankreich  im  Vertrag  vom 
Bardo  (1881)  ausdrücklich  verpflichtet,  alle  früheren 
Verträge  zwischen  Tunesien  und  andern  Mächten  zu  respek- 
tieren. England  konnte  sich  für  die  spätere  Aufhebung  dieses 
Vertrags  von  1875  eine  starke  Kompensation  geben  lassen. 
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4.  Kapitel. 
Die  tunesischen  Zölle  gegen  1881. 

§1.  Einfuhrzölle. 

Der  anglo-tunesische  Vertrag  vom  19.  Juli  1875  hatte  den 
Eingangstarif  für  englische  Waren  ausdrücklich  auf  den  Wert- 
zoll von  8  %  fixiert.  Die  meisten  andern  Mächte  hatten  sich 
die  Behandlung  der  meistbegünstigten  Nation  in  ihren  Ver- 
trägen ausbedungen  und  unterstanden  zugleich  mit  England 
ohne  neuen  Kontrakt  dem  Zollsatz  von  8  %  ad  val.  Frank- 
reich genoss  hierin  keinerlei  Sondervorteile;  auch  für  Frank- 
reich galt  gemäss  seines  Meistbegünstigungsrechts  der  Zoll- 
satz 8%  ad  val.  Andere  europäische  Staaten,  zum  Bei- 
spiel Russland,  Deutschland,  Schweiz,  Griechenland,  die 
mit  Tunesien  überhaupt  kein  Handelsabkommen  getroffen 
hatten,  nahmen  de  facto  an  dem  Genuss  dieses  Vorzugstarifs 
teil.  Dieser  Zollsatz  ward  auf  deren  Waren  einzig  kraft  des 
einseitigen  Willens  der  tunesischen  Regierung  angewandt. 

Grundsätzlich  gilt  1881  für  die  Einfuhr:  *)  8%  ad  val. 
entrichten  alle  Waren,  gleichgültig,  welches  ihr  Herkunfts- 
oder Ursprungsland  ist.  Die  Ausnahmen  davon  sind  folgende: 

Vollständig  frei  bei  der  Einfuhr  sind :  Getreide  (Weizen, 
Gerste,  Mais);  Gold  und  Silber  in  Barren;  Mühlsteine  (man 
will  die  Herstellung  des  Mehls  nicht  verteuern) ;  Luxuswaffen, 
Patronenhülsen  und  Ladepfropfen;  Druckschriften;  Ackerbau- 
geräte und  -maschinen,  Tiere,  die  der  Aufzucht  der  einhei- 
mischen Rassen  dienen,  sobald  nachgewiesen  wird,  dass  die 
bezeichneten  Geräte  und  Tiere  für  Privatgebrauch  und  nicht 
für  den  Handel  bestimmt  sind,  in  welch  letzterem  Falle  sie 
8%  ad  val.  zahlen. 


*)  Die  „Administration  des  revenus  concedes"  veröffentlichte  den  tunesischen 
Zolltarif  so,  wie  er  kurz  nach  der  französischen  Okkupation  noch  galt. 
Wir  geben  diese  Veröffentlichung  für  die  Eingangszölle,  -verböte  und  freien 
Einlass  so  wieder,  wie  sie  die  „Annales  du  commerce  exterieur"  1883, 
9.  fascicule,  Tunisie,  legislation  cornmerciale,  Nr.  1,  enthalten.  Es  sind  sämt- 
liche Artikel,  deren  Zahl  übrigens  nicht  gross  ist,  im  folgenden  aus  dem 
Grunde  aufgezählt,  weil  der  Lauf  der  Entwicklung  nur  recht  zu  verstehen 
ist,  wenn  man  vor  allem  ganz  genau  über  den  Ausgangspunkt  unterrichtet 
ist.    Dasselbe  gilt  für  die  Ausfuhrzölle. 
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Die  Einfuhr  ist  verboten: 

1.  für:  Waffen,  die  zum  Kriegsgebrauch  bestimmt  sind, 
Munition,  salpetersaures  Natron,  Salpeter,  Schwefel,  Salz,  Ta- 
bak, Kif,  Schira,  Haschisch,  im  Ausland  geprägte  Kupfermün- 
zen. —  Luxuswaffen  erlaubt  man  einzuführen,  denn  sie  wer- 
den ihres  hohen  Preises  wegen  nur  von  wenigen  gekauft.  Man 
verbietet  die  gewöhnlichen  Waffen  und  Munition,  um  der 
Masse  ein  Hilfsmittel  der  Empörung  und  gegenseitigen  Be- 
kämpfung zu  entziehen;  auch  wird  befürchtet,  eine  euro- 
päische Macht  könnte  Waffen  einführen,  um  durch  Anzette- 
lung eines  Aufstandes  ihre  Pläne  leichter  zum  Ziel  zu 
führen.  Aus  demselben  Grunde  sind  salpetersaures  Natron, 
Salpeter,  Schwefel  verboten,  die  zur  Pulverbereitung  dienen. 
Der  Staat  hatte  das  Monopol  von  Salz,  Tabak,  verbot  deshalb  die 
Einfuhr  dieser  Produkte  und  Surrogate;  Kif,  Schira,  Haschisch 
kann  man  als  Surrogate  für  Tabak  ansehen,  denn  sie  dienen 
einem  ähnlichen  narkotischen  Zwecke;  ihre  Einfuhrverbote 
waren  zugleich  sanitätspolizeiliche  Massnahmen.  Die  Einfuhr 
von  Kupfermünzen  konnte  der  tunesische  Staat  nicht  dulden, 
da  er  das  ausschliessliche  Recht  hatte,  Münzen  zu  prägen.  — 

2.  für:  Weinreben  oder  Rebholz,  Früchte  und  Gemüse 
(frische),  Baumsetzlinge  und  Rebblätter;  bloss  die  Kartoffeln 
sind  zugelassen  mit  8  %  ad  val.,  wenn  sie  gewaschen  und 
frei  von  jeder  Erde  sind.  —  Die  Verbote  der  2.  Kategorie 
wollen  die  Einschleppung  von  pflanzlichen  Krankheitskeimen 
verhüten.  Sie  galten  nicht  bei  der  Einfuhr  auf  dem  Landwege 
aus  dem  Grunde,  weil  die  kontinentalen  Nachbarländer  von 
solchen  Krankheitserregern,  Reblaus  usw.,  noch  frei  waren. 
Selbst  auf  dem  Seeweg  können  diese  Produkte  aus  Algerien 
unter  Erfüllung  gewisser  Bedingungen  hereinkommen.  — 

Einen  geringeren  Zoll  als  8  %  zahlen: 


Juwelierarbeiten  in  Silber   1%  ad  val. 

„  Gold   %  %  „  „ 

,  die  mit  Edelsteinen  besetzt  sind,  %  %  „ 
Feine   Vergoldungen    mit    einem  Gehalt  von 

750/10oo  und  darüber   3%  „  „ 

Uhrmacherwaren  in  Gold   %  %  „ 

„              „  Silber  oder  Kupfer  ...  1%  „ 

Rohe  Korallen   3%  „  „ 

Rohes  Elfenbein   3%  „  „ 
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Das  sind  Artikel,  die  gewöhnlich  die  reichen,  angesehenen 
Persönlichkeiten,  hohen  Beamten  u.  dgl.  gebrauchen,  weshalb 
deren  Eingang  in  einen  despotischen  Staat  wie  Tunesien  nur 
gering  belastet  ist.  Abgesehen  davon  würde  ein  höherer  Zoll 
leicht  prohibitiv  gewirkt  haben  in  einem  damals  armen  Land, 
wo  Luxusgegenstände  noch  entbehrlicher  sind  als  sonstwo. 

Einen  höheren  Zoll  als  8  %  ad  val.,  nämlich  10  % , 
zahlen  Wein  und  Spirituosen,  sobald  sie  für  den  Handel  be- 
stimmt sind ;  für  den  Privatgebrauch  zahlen  sie  3  % .  —  Die 
muselmanische  Bevölkerung  enthält  sich  des  Weins  und  der 
Spirituosen,  die  für  die  europäische  und  israelitische  Bevöl- 
kerung Tunesiens  bestimmt  sind.  — 

Dieser  Zolltarif  war  sicher  sehr  liberal,  umsomehr  als 
die  europäischen  Staaten  ihrerseits  auf  die  tunesischen  Pro- 
dukte ihre  Zollsätze  anwandten,  und  letztere  in  der  protektio- 
nistischen  Periode,  die  damals  anhub,  fast  immer  höher  als 
8  %  ad  val.  waren.  Immerhin  kann  die  Erhebung  von  Wert- 
zöllen zu  Schikanen  und  tatsächlicher  Zollerhöhung  —  aber 
auch  Zollminderung  —  genug  Anlass  geben.  Wenn  schon  in 
zivilisierten  Ländern,  wo  Wertzölle  bestehen,  über  Willkür,  Be- 
stechlichkeit der  Beamten  usw.  allgemein  geklagt  wird,  um 
wievielmehr  war  dies  in  einem  Land  zu  befürchten,  wo  Will- 
kür seitens)  der  Staatsgewalt  und  deren  Organe  gewohnheitsrecht- 
liche Geltung  besass.  Es  darf  daher  nicht  Wunder  nehmen, 
dass  die  europäischen  Staaten  in  ihren  Handelsverträgen  mit 
Tunesien  Streitigkeiten  voraussahen  und  das  Verfahren  bei  der 
Wertfestsetzung  im  voraus  zu  bestimmen  trachteten. 

§2.  Ausfuhrzölle. 

1881  wurde  ein  Ausfuhrverbot  für  sämtliche  weib- 
lichen Haustiere  zum  Schutz  des  Viehbestandes  eingeführt. 

Die  Ausfuhrzölle  waren  von  jeher  zahlreich  und  bei 
manchen  Gegenständen  sehr  hoch.  Seit  1867  setzte  eine  be- 
sonders starke  Erhöhung  der  Ausfuhrzölle  ein.  Der  Satz  für 
ungewaschene  Wolle,  vorher  2  Piaster  pro  100  kg,  wird  auf 
22  Piaster  erhöht,  der  für  gewaschene  Wolle  auf  44  Piaster, 
gegen  4  Piaster  von  früher.  Den  Ausfuhrzoll  auf  Datteln, 
die  bisher  bloss  mit  1  Piaster  belastet  waren,  setzte  man  auf 
25  Piaster   pro    tunesischen    Zentner  (50  kg)    herauf.  Den 


Zoll  auf  öl  hat  man  verdoppelt.  Die  Woll-  und  Baumwollge- 
webe, die  die  Tunesier  verfertigen,  müssen  10  %  ad  val.  er- 
legen. Die  Neigung  der  tunesischen  Regierung  geht  im  all- 
gemeinen in  der  Zeit  gegen  1881  mehr  nach  Erhöhung  als 
nach  Erniedrigung  der  Ausgangszölle. 

Die  Ausfuhrzölle,  wie  sie  im  Moment  der  Okkupation 
galten  (Mai  1881),  sind  in  der  Tabelle  der  tunesischen  Aus- 
fuhrzölle wiedergegeben  (s.  Anhang!)*) 

Auf  die  Gründe  der  verschieden  hohen  Taxierung  der 
Ausgangszölle  einzugehen,  würde  zu  weit  führen  und  hätte 
hier  keine  Berechtigung.  Es  genügt  zu  sagen,  dass  im  all- 
gemeinen der  mehr  oder  weniger  dringende  oder  hohe  Geld- 
bedarf der  Beys  die  Abstufungen  herbeiführte,  und  dass  ver- 
schiedene Produkte,  die  schon  durch  andere  Steuern  betroffen 
waren,  mit  entsprechend  milderen  Zöllen  bedacht  werden 
mussten;  ihre  Ausfuhr  und  demnach  eine  Zolleinnahme  aus 
ihnen  wäre  sonst  unterblieben.  Jedenfalls  darf  man  nicht  dem 
tunesischen  Staat  von  damals  die  Anwendung  irgendwelcher 
durchgebildeter  merkantilistischer  Prinzipien  zumuten,  wonach 
er  den  Rohstoffen  durch  Zölle  den  Ausgang  habe  versperren 
wollen.  Man  verzollte  die  Fabrikate  ebenso  wie  die  Rohstoffe. 
Dem  tunesischen  Staat,  i.  e.  dem  Bey,  kam  es  vor  allem 
darauf  an,  seine  Kasse  zu  füllen,  wofür  die  Zölle  ein  be- 
quemes und  einträgliches  Mittel  boten.  Den  Privaten  überliess 
man  es,  für  die  Entfaltung  ihres  Gewerbes  zu  sorgen,  so  gut 
sie  es  selbst  konnten;  eine  Fürsorge  des  Staats  etwa  für  das 
Gemeinwohl,  so  wie  sie  unserm  modernen  Staat  obliegt,  gab 


*)  Das  Zentral- Büro  der  „Administration  des  revenus  concedes"  ver- 
öffentlichte 1874  den  damaligen  Ausfuhrzolltarif.  Die  Sätze  sind  in  franzö- 
sische Mass-  und  Geldeinheiten  umgeschrieben.  Von  1874  bis  1881  ergingen  noch 
einige  Dekrete  des  Bey,  die  den  Tarif  meist  erweiterten  (Dekrete  vom  März, 
Mai,  Juni,  Dezember  1880,  Febr.  1881);  auf  jene  ist  bei  der  Anfertigung 
der  Tabelle  für  1881  (s.  Anhang)  Rücksicht  genommen.  Diese  ist  vollständig 
wiedergegeben,  nicht  weil  eine  etwaige  Änderung  der  Ausfuhrzölle  nach 
1881  eine  so  überaus  wichtige  Rolle  in  den  tunesisch-französ.  Handelsbe- 
ziehungen spielt,  als  vielmehr,  weil,  wie  schon  gesagt,  der  Ausgangspunkt 
der  tunes.  Zollpolitik  nach  der  Okkupation  ganz  genau  festgestellt  werden 
muss,  ferner  weil  die  Tabelle  ein  ziemlich  vollständiges  Bild  dessen  bietet, 
was  Tunesien  ausführen  konnte,  und  weil  eine  kasuistische  Angabe  in  diesem 
Falle  lange  theoretische  Auseinandersetzungen  überflüssig  macht. 
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es  nicht.  Das  kennt  ein  echt  orientalisches  Staatswesen,  wie 
das  tunesische  war,  überhaupt  nicht. 

Anhang:  Andere  Abgaben  der  Ein-  und  Ausfuhr. 

Ausser  den  eigentlichen  und  genau  festgesetzten  Ein- 
und  Ausfuhrzöllen  gab  es  noch  eine  Reihe  sekundärer  Ab- 
gaben, die  teils  in  den  Verträgen  bedungen,  teils  durch 
Lokalgebrauch  eingeführt  waren  und  bei  der  Ankunft  und 
Abfahrt  der  Schiffe  erhoben  wurden.  Sie  existierten  unter 
den  Namen:  Giornata,  Kataia  .  .  .  Man  erhob  z.  B.  Ge- 
bühren für  das  Wägen  und  Lagern  von  gewissen  Waren,  für 
die  Entlohnung  der  Schreiber  und  Dollmetscher.  Diese  Ge- 
bühren, deren  Erlegung  in  Geld  oder  Natura  standfand,  und 
deren  Form  und  Menge  der  Abschätzung  der  christlichen 
Kaufleute  oder  tunesischen  Behörden  überlassen  war,  mussten 
oft  Anlass  zu  Streitigkeiten  geben,  denn  man  hatte  sie  nicht 
genau  festgelegt.  Sie  wurden  zwar  am  Anfang  des  19.  Jahr- 
hunderts und  später  durch  die  internationale  Finanzkommission 
etwas  vereinfacht,  waren  aber  1881  immerhin  noch  zahlreich 
und  unklar  genug,  um  der  Willkür  Tür  und  Tor  zu  öffnen, 
und  sind  deshalb  unwirtschaftlich  zu  nennen. 


5.  Kapitel: 

Die  allgemeinen  Bedingungen  des  Handelsverkehrs  in  Tunesien 

gegen  1881. 

Die  denkbar  beste  Zollordnung  hilft  nichts,  wenn  gewisse 
primäre  Voraussetzungen  zum  Gedeihen  des  Handels  nicht 
vorhanden  sind.  Dass  es  bis  1881  schlimm  darum  in  Tune- 
sien stand,  drückt  De  Lanessan  so  aus  (op.  cit.  pag.  255): 
»Es  scheint,  dass  man  in  diesem  Lande  alle  Mittel  ersonnen 
hat,  um  den  Verkauf  der  landwirtschaftlichen  Produkte  im 
Innen-  und  Aussenhandel  zu  beschränken,  oder,  besser  gesagt, 
zu  verhindern.«  In  dem  Beharrungszustand  eines  mohamme- 
danischen Religionsstaats  musste  natürlich  Tunesien  von  einer 
Bewegung  unberührt  bleiben,  wie  sie  Europa  während  der 
letzten  Jahrhunderte  in  den  Bahnen  des  materiellen  Fortschritts 
vorwärtsdrängt. 
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Im  einzelnen  betrachtet  war  für  Tunesien  in  der  letzten 
Zeit  vor  1881  die  Entfaltung  einer  regen  Handelstätigkeit  un- 
möglich, denn  es  hatte: 

Zu  wenig  Kaufleute.  Als  Kaufleute  waren  die  ein- 
geborenen Tunesier,  abgesehen  von  denen  im  geringwertige- 
ren Süden  des  Landes,  nur  in  beschränkter  Zahl  am  Aussen- 
handel  beteiligt.  Der  Handel  lag  meist  in  den  Händen  reicher 
Israeliten,  den  Schutzbefohlenen  der  verschiedenen  europäi- 
schen Mächte,  und  einer  kleinen  Zahl  Europäer,  fast  aus- 
schliesslich Franzosen,  Malteser,  Italiener,  Engländer. 

Zu  wenig  Kapitalien.  Die  Kapitalien  waren  selten 
und  der  Zinsfuss  wegen  des  Risikos,  das  man  in  solchen 
Ländern  übernimmt,  sehr  hoch.  1879  schwankte  der  Wechsel- 
diskont zwischen  8  und  10  % ,  und  man  gab  sichergestellte 
Darlehen,  etwa  auf  Hypotheken,  nicht  unter  12  bis  15  % . 

Zu  hohe  Steuern.  Die  Steuern  waren  äusserst 
drückend  geworden.  Um  die  Ausfuhr  der  landwirtschaftlichen 
Erzeugnisse,  d.  h.  des  Ausfuhrartikels,  den  Tunesien  beim 
Niedergang  seines  Gewerbes  hauptsächlich  liefern  konnte,  hatte 
ein  erschöpfter  und  umso  habgierigerer  Fiskus  seine  Fangarme 
in  hundertfacher  Gestalt  geschlungen,  wo  er  das  Opfer  nur 
fassen  konnte.  Die  internationale  Finanzkommission  hatte  dem 
Bey  den  Brotkorb  sehr  hoch  gehangen.  Er  konnte  die  tunesi- 
schen Beamten  oft  nicht  mehr  bezahlen,  die  ihrerseits  nun  ihre 
Rechnung  selber  in  der  Aussaugung  des  Volkes  suchen  mussten. 
Die  Steuern  Hess  man  oft  für  Jahre  vorausbezahlen.  Die  Höhe 
der  Steuern  bemass  sich  so  ziemlich  nach  der  Habgier  der 
Kaids  oder  der  Steuerpächter.  Die  Dattelpalmen-  und  Ölbaum- 
pflanzer hieben  oft  lieber  ihre  Bäume  aus,  um  dem  Fiskus  zu 
entrinnen;  denn  sie  mussten  nicht  nur  für  die  Bäume  zahlen, 
sondern  auch  für  die  Früchte.  Man  zahlte  bei  der  Bereitung 
der  landwirtschaftlichen  Produkte,  beim  Verkauf  auf  dem 
Markt,  beim  Eingang  in  die  Stadt,  bei  der  Ausfuhr.  Fügt 
man  diesen  zahlreichen  und  sehr  hohen  Abgaben  noch  die 
Kosten  des  Transports  und  eventuell  eines  Zolls  bei  der  Ein- 
fuhr ins  fremde  Land  hinzu,  so  hat  man  eine  Menge  Zahlungs- 
operationen, die  nicht  nur  den  Gewinn  des  Kaufmanns  und 
des  Produzenten  bedeutend  reduzieren,  sondern  auch  den  Ge- 
schäftsgang ausserordentlich  komplizieren  mussten. 
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Geringe  Kaufkraft.  Der  Einfuhrhandel  war  vom 
Fiskus  weniger  belästigt.  Aber  die  europäische  Bevölkerung, 
die  mit  ihren  höheren  Lebensbedürfnissen  sein  bester  Kunde 
in  diesen  Ländern  ist,  war  noch  nicht  zahlreich  genug.  Die 
eingeborene  Bevölkerung,  abgesehen  von  einigen  reichen 
Bewohnern  von  Tunis  und  einzelnen  hohen  Würdenträgern, 
lebte  kärglich;  sie  arbeitete  um  den  Lebensunterhalt,  zeigte 
wenig  Neigung,  im  Handels-  und  Verkehrsleben  auf  Erwerb 
auszugehen;  ihre  Kaufkraft  war  also  gering.  Der  Aufstand 
von  1863  und  die  darauf  folgende  Zeit  wirtschaftlichen  Nieder- 
gangs hatten  die  Bevölkerung  stark  vermindert  und  viele  zur 
Auswanderung  nach  Tripolitanien  und  Egypten  gezwungen; 
die  Zahl  der  Konsumenten  und  Produzenten  ward  entsprechend 
bedeutend  verringert. 

Zweifelhafte  Handelsgebräuche.  Münzver- 
schlechterung, gewisse  Handelsgebräuche  der  tunesischen 
Kleinkaufleute,  die  Kompliziertheit  und  Willkür  der  Konsular- 
gerichtsbarkeit, vor  allem  der  Mangel  an  ehrlichem  Sinn,  der  in 
der  Häufigkeit  betrügerischen  Bankerotts  zu  Tage  trat,  waren 
nicht  dazu  angetan,  den  tunesischen  Markt  den  europäischen 
Kaufleuten  zu  empfehlen. 

Fast  keine  öffentlichen  Arbeiten.  Es  ist 
überflüssig,  auf  die  Unentbehrlichkeit  guter  Verkehrsmittel  für 
den  Handel  näher  hinzuweisen.  Vor  der  französischen  Okku- 
pation gab  es  in  Tunesien  keine  staatliche  Institution  für  die 
öffentlichen  Arbeiten  und  keine  regelrechten  Mittel  für  solche. 
Ein  Volk  mit  arabischen  Sitten,  d.  h.  so  wenig  Bedürfnissen 
wie  das  tunesische,  stellt  keine  hohen  Anforderungen  an  seine 
Regierung.  Die  Verwaltung  der  Habus,  frommer,  unveräusser- 
licher Stiftungen  der  mohammedanischen  Bevölkerung,  zog 
daraus  reiche  Einkünfte  und  errichtete  und  unterhielt  dem 
Willen  der  Stifter  gemäss  eine  gewisse  Zahl  Brücken,  Brunnen, 
Zisternen,  Kloaken,  aber  plan-  und  ordnungslos.  Soweit  Tu- 
nesien öffentliche  Arbeiten  bis  1881  hatte  ausführen  lassen, 
waren  sie  fast  ausschliesslich  das  Werk  französischer  In- 
genieure gewesen.  Seit  1856  waren  solche  von  der  französi- 
schen Regierung  ständig  in  tunesische  Staatsdienste  gestellt 
worden;  der  Bey  gab  ihnen  ihren  Sold,  aber  kein  Geld  zur 
Ausführung  von  Arbeiten.  —  An  wirklichen  Strassen  gab  es 
1881  eine,  nämlich  die  4  km  lange  von  Tunis  nach  der  Resi- 
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denz  Bardo.  Der  Verkehr  vollzog  sich  auf  Saumwegen  (Pisten) 
in  Karawanen,  war  langsam  und  zum  Transport  von 
schweren  Lasten  ungeeignet.  —  Ohne  ein  sich  anschliessendes 
ausgebildetes  Wegsystem  können  Eisenbahnen  kaum  ihre  volle 
Wirkung  entfalten.  An  Eisenbahnen  besass  Tunesien  1881 
nur  229  km.  Ohne  Garantieleistung  von  Seiten  Frankreichs 
bzw.  Italiens  hätten  diese  französischen  bzw.  italienischen 
Unternehmungen,  die  einem  politischen  Interesse  dienen  sollten, 
nicht  existieren  können.  Der  Transit  war  äusserst  gering.  — 
Häfen,  die  den  Anforderungen  eines  bedeutenderen  Schiffsver- 
kehrs entsprochen  hätten,  besass  Tunesien  nicht.  Einige  ober- 
flächliche Kais  waren  zwar  gebaut,  aber  sozusagen  un- 
brauchbar; es  existierten  bloss  3  Leuchttürme  an  der  Nord- 
küste. In  der  stürmischen  Jahreszeit,  von  September  bis  Ende 
März,  waren  die  Schiffe  dem  Zufall  einer  abenteuerlichen 
Fahrt  an  einer  gefährlichen,  unbekannten  und  noch  grössten- 
teils unbeleuchteten  Küste  preisgegeben.  —  Was  hatte  man 
für  Versorgung  mit  Wasser  in  einem  Lande  getan,  wo  Wasser 
soviel  wie  Leben  bedeutet?  Bloss  Tunis  war  durch  Wasser- 
leitung mit  Wasser  versorgt.  Mit  den  Mitteln  der  reli- 
giösen Stiftungen  hatte  man  einige  Quellen  auffangen,  einige 
Brunnen  graben  lassen;  im  allgemeinen  sammelte  man  das  Regen- 
wasser des  Winters  in  Zisternen,  die  im  Innern  der  Städte  oder 
längs  der  Strassen  bestanden.  —  Den  Luxus  einer  öffentlichen 
Beleuchtung  kannte  die  Stadt  Tunis  seit  1872  in  Gestalt  von 
24  Gaslaternen,  die  eine  englische  Gasfabrik  in  Stand  hielt. 
Das  war  aber  auch  alles,  was  an  öffentlicher  Beleuchtung  vor- 
handen war. 

Kein  ausgebildetes  Post-  und  Telegra- 
phenwesen; das  war  erst  im  Entstehen 
begriffen.  1847  subventionierte  die  französische  Re- 
gierung eine  Schiffahrtslinie,  die  zweimal  pro  Monat  zwischen 
Böne  und  La  Goletta  die  Seeverbindung  herstellen  musste.  In 
Tunis  selbst  richtete  zu  gleicher  Zeit  das  französische  General- 
konsulat eine  primitive  Post  für  Empfang  und  Absendung 
der  gewöhnlichen  Korrespondenz  auf  dieser  Linie  ein.  Von 
1854  an  fand  der  Postverkehr  von  Tunis  nach  Böne  wöchent- 
lich statt.  Im  selben  Jahr  bildete  sich  ein  Privatunternehmen, 
das  zweimal  wöchentlich  um  den  Preis  von  4  Karuben 
(15  Centimes)  Korrespondenzen  von  Tunis  nach  Susa  durch 
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einen  Laufboten  befördern  Hess.  Der  Postverkehr  war  sicher; 
es  kam  kein  einziger  Fall  der  Beraubung  des  Kuriers  vor. 
1868  gab  es  diesen  Botendienst  auch  von  Susa  nach  Sfax.  — 
Im  selben  Jahr,  wo  der  erste  Postdienst  in  Tunis  in  Kraft 
trat,  1847,  verlangte  der  Bey  von  der  französischen  Regierung 
Leute  zur  Errichtung  optischer  Telegraphen.  Für  kurze  Zeit 
bestanden  solche  von  Tunis  nach  den  Residenzen  der  Beys. 
1859  schloss  die  französische  Regierung  mit  dem  Bey  einen 
Vertrag  zur  Anlegung  elektrischer  Telegraphenlinien  zwischen 
Tunis,  den  Landresidenzen  und  Algerien.  Man  errichtete  diese 
und  einige  andere  Linien  in  den  folgenden  Jahren.  Der  grosse 
Aufstand  von  1863  brachte  die  Zerstörung  fast  aller  Telegraphen- 
linien. Nach  demselben  stellte  man  sie  wieder  her  und  zwar 
schnell,  denn  Algerien  sollte  —  gelegentlich  der  algerischen 
Reise  Napoleons  —  über  Biser ta — Marsala  (Sizilien)  mit  Paris  in 
telegraphische  Verbindung  treten.  1870  war  das  Telegraphen- 
und  Postbüro  in  Tunis  vereinigt;  1875  findet  die  Einrichtung 
eines  vollkommeneren  Postbüros  in  Tunis  statt,  das  von  der 
»Direction  des  Bouches-du-Rhöne«  abhängt;  der  Telegraphen- 
dienst bleibt  in  den  Händen  einer  Mission  unter  der  Zuständig- 
keit des  Generalgouvernements  Algerien.  In  den  folgenden 
Jahren  zieht  man  noch  verschiedene  Orte  in  die  Telegraphen- 
linie ein.  Anfangs  1881  funktionierten  12  Telegraphenbüros, 
eine  Postanstalt  in  Tunis  und  Postausteilungen  in  5  andern 
Städten. 


Druck  von  Edmund  Stein  in  Potsdam. 
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